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„Errungenschaften"
Zur Geschichte eines Schlagwortes unserer Zeit

Als Chruschtschow im Sommer 1955 die Rückreise 
von der Genfer Gipfelkonferenz in Ostberlin unter-
brach, um demonstrativ die unveränderte Haltung der 
Sowjetunion zur Frage der deutschen Wiedervereini-
gung zu bekunden, berief er sich auf die Errungen-
schaften der Bevölkerung in der „Deutschen Demo-
kratischen Republik", die nicht angetastet werden 
dürften. Diese Argumentation, die Molotow auf der 
zweiten Genfer Konferenz im Herbst des gleichen Jah-
res übernahm, fand ein überwältigendes Echo in der 
Propaganda des SED-Regimes. Dadurch wurde auch in 
der Bundesrepublik die Aufmerksamkeit auf das jen-
seits der Elbe unablässig bemühte Schlagwort gelenkt, 
das seither seinen Platz in der gesamtdeutschen Dis-
kussion behauptet hat. Dieser Sachverhalt gab den un-
mittelbaren Anlaß für die Entstehung dieser Untersu-
chung, die von anderen Voraussetzungen ausgeht als 
die Zeitungsartikel, Zeitschriftenbeiträge und Bro-
schüren, in denen sich die westdeutsche Publizistik mit 
den Errungenschaften auseinandergesetzt hat.
Die Untersuchung vernachlässigt bewußt die als Er-
rungenschaften bezeichneten, teils realen, teils imagi-
nären Größen auf ihren materiellen Wahrheitsgehalt 
hin zu überprüfen. Sie glaubt das verantworten zu kön-
nen, als zahlreiche Spezialarbeiten über die wirtschaft-
lichen und sozialen Verhältnisse in Mtteldeutschland 
vorliegen. Notwendiger schien vielmehr eine unbe-
fangene Analyse der ideologischen, politischen und 
psychologischen Funktionen des Schlagwortes zu sein, 
die auf anderer Ebene eine Widerlegung der Propa-
gandathesen des SED-Reqimes einschließt.
Eine solche Untersuchung kann den begriffs- und 
wirkungsgeschichtlichen Unterbau nicht entbehren. 
Deshalb werden hier geschichtliche Darstellung und 
Funktionsanalyse miteinander vereinigt, um in der 
Verfolgung dieses Zieles zugleich das Bezugssystem 
aufzudecken, das die Absichten und psychologischen 
Möglichkeiten der Errungenschaftspropaganda der 
SED in ihrer wirklichen Größenordnung sichtbar macht. 

Die Untersuchung, von der hier Kapitel VII—X ab-
gedruckt werden, zeigt wie der alte juristische termi-
nus technicus des 19. Jahrhunderts eine neue Bedeu-
tung gewinnt, die den Begriff zu einem Attribut des 
Fortschrittsdenkens macht. Der politische, der tech-
nisch-wissenschaftliche und der soziale Fortschritt be-
mächtigen sich seit der Revolution von 1848 nachein-
ander des Modewortes Errungenschaften. In der So-
wjetunion entwickelte sich das Schlagwort seit den 
Revolutionen des Jahres 1917 zu einem Schlüsselbe-
griff der kommunistischen Vulgärdialektik und zu 
einem planmäßig eingesetzten Hilfsmittel totalitärer 
Menschenführung. In dieser Eigenschaft wurden die 
Errungenschaften nach dem zweiten Weltkrieg im 
Zuge der Übertragung des sowjetischen Vorbildes auf 
die sogenannten Volksdemokratien ebenso wie in die 
übrigen Satellitenstaaten auch in die deutsche Sowjet-
zone exportiert.
Auf dem ganzen Weg, den die Untersuchung ab-
schreitet, bleibt der moderne Errungenschaftsbegriff 
unablösbar an den übergreifenden Begriff des Fort-
schritts gebunden. Dabei wird deutlich, daß das 
Schicksal des Errungenschaftsbegriffes im bolsche-
wistischen Bereich in mancher Hinsicht der Entwick-
lung ähnelt, die er im deutschen Fortschrittsdenken 
des 19. Jahrhunderts erfahren hat. Wie in der Sprache 
der deutschen Revolution von 1848 drücken die Errun-
genschaften auch im ursprünglichen Sprachgebrauch 
des revolutionären Bolschewismus den Inbegriff poli-
tischer Freiheit aus. Die begriffsgeschichtliche Ana-
lyse vermag zu zeigen, wie die Errungenschaften, 
deren wesentlicher Inhalt ursprünglich Freiheit heißt, 
in der marxistisch-leninistischen Spielart des Fort-
schrittsdenkens immer mehr von ihrer freiheitlichen 
Substanz einbüßen, wie sie in diesem Denken den Platz 
der Freiheit usurpieren und zu einem Surrogat der 
Freiheit werden.



Übertragung des sowjetischen Vorbildes auf die SBZ
Die Ausweitung des sowjetrussischen Macht-

und Einflußbereichs in der Schlußphase des zwei-
ten Weltkrieges bedeutete für die desetzten ost-
und südosteuropäischen Länder zugleich den Be-
ginn einer sich schrittweise vollziehenden Um-
formung ihrer politischen, gesellschaftlichen und 
sozialen Struktur nach dem Vorbild des Sowjet-
systems. Nachdem die kommunistischen Mino-
ritäten dieser Länder mit der Unterstützung und 
unter dem Schutz der bewaffneten sowjetischen 
Befreier im Verlauf einer etwa bis 1948 anzu-
setzenden vorbereitenden Phase überall ihre tat-
sächliche Alleinherrschaft errichtet hatten, wurde 
der bereits vorher eingeleitete Sowjetisierungs-
prozeß mit aller Macht intensiviert. Das hieß 
nicht zuletzt', daß die kommunistische Ideologie 
stalinistischer Prägung in den sich etablierenden 
Volksdemokratien ebenso wie in der Sowjet-
union selbst zur Staatsideologie erhoben wur-

Verstärkte Sowjetisierung
Die Intensivierung des Sowjetisierungspro-

zesses brachte es mit sich, daß die Errungen-
schaften, die sich in der Sowjetunion als unent-
behrliches Hilfsmittel der totalitären Menschen-
führung bewährt hatten, auch in der Ideologie 
und der Propaganda der Satellitenstaaten eine 
immer größere Rolle zu spielen begannen. Und 
zwar ging die unablässige monotone Verherr-
lichung der politischen, wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen, wissenschaftlichen, technischen und 
kulturellen Errungenschaften der Sowjetunion 
Hand in Hand mit der Herausstellung eigener 
volksdemokratischer Errungenschaften: der „E
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r-
rungenschaften der Volksmacht" und der „wirt-
schaftlichen Errungenschaften“, zu denen bei-
spielsweise der Ungar Rakosi 1950 ) die „Härte 
und Energie der staatlichen Finanzpolitik“, die 
„Einführung sozialistischer Arbeitsmethoden" 
und die angebliche Überlegenheit der landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften über 
die einzelbäuerlichen Betriebe zählte, der „Er-
rungenschaften des sozialistischen Aufbaus“ 
und der „materiellen und geistigen Errungen-
schaften der gesellschaftlichen Entwicklung", der 
„neuesten technischen und wissenschaftlichen 
Errungenschaften der Volksrepublik" und der 
„Errungenschaften der nationalen und sozialen 
Befreiung". Dabei war es selbstverständlich, daß 
es von der offiziellen Propaganda nirgendwo in 
den Ostblockstaaten versäumt wurde, auch die 
Abhängigkeit der eigenen, von den volksdemo-
kratischen Regimen für sich in Anspruch genom-
menen Errungenschaften, deren Liste sich belie-
big verlängern ließe, von dem Vorbild, der Hilfe 
und dem Schutz der Sowjetunion nachdrücklich 
zu unterstreichen. So zeigt die Errungenschafts-
propaganda in den europäischen Satellitenstaa-
ten ein Bild öder Gleichförmigkeit. Ob in Polen 
oder in der Tschechoslowakei, ob in Ungarn oder

2) »Für dauerhaften Frieden und Volksdemokra-
tie* vom 24. 2. 1950 (M. Rakosi, Die politische Lage 
und die nächsten Aufgaben der ungarischen Partei 
der Werktätigen). 

de, zu einer Staatsideologie, die einerseits die 
unbedingte Anerkennung der sowjetischen Füh-
rerschaft zum Inhalt hatte und die neue volks-
demokratisdre Form der „Diktatur des Prole-
tariats“ klar der in der Sowjetunion verwirk-
lichten „vollkommensten“ Form der proleta-
rischen Diktatur 1) unterordnete, andererseits 
unter der Losung „Aufbau des Sozialismus“ die 
innenpolitische Ausrichtung auf das sowjetische 
Vorbild als verbindliches Ziel der volksdemo-
kratischen Entwicklung proklamierte. Jede Ab-
weichung von der in Moskau diktierten General-
linie wurde um so schärfer und unbarmherziger 
geahndet, als der Tito-Stalin-Konflikt die so-
wjetische Vorherrschaft aus dem Innern der 
volksdemokratischen Staatsparteien heraus be-
drohte, deren vornehmste Aufgabe es war, die 
Gleichschaltung des Satellitensystems zu ver-
bürgen.

in Rumänien, ob in Albanien oder in Bulgarien 
— überall bediente man sich der gleichen Phra-
seologie; und, was wesentlicher erscheint, mit 
der äußeren Form der sowjetischen Errungen-
schaftspropaganda wurde gleichzeitig ihre be-
sondere psychologische Funktion übernommen.

Was das bedeutet, wird sofort klar, wenn wir 
uns erinnern, daß dem russisch-bolschewistischen 
Begriff der Errungenschaften — und zwar ein-
fach auf Grund seiner schillernden sprachlichen 
Qualität — von vornherein die Tendenz inne-
wohnte, die Grenzlinie zwischen dem bereits Er-
rungenen und dem noch zu Erringenden aufzu-
heben3). Seine Wirksamkeit als Instrument der 
bolschewistischen Vulgärdialektik beruhte und 
beruht nicht zuletzt auf dieser philologischen 
Voraussetzung. In diesem Begriff nimmt die 
russische Sprache das Zukünftige, noch Unver-

4) Dabei ist zu berücksichtigen, daß dieser Vor-
gang im slawischen Teil des Ostblocks zweifellos 
durch die Sprachverwandtschaft mit dem Russi-
schen erleichtert wird.

5) Die Notwendigkeit derartiger Untersuchungen 
unterstreicht auch E. O. Maetzke im Schlußabsatz 
seines Aufsatzes: Die Parteisprache in der Sowjet-
zone, in: „Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte", 
Jg. 1953, S. 346.

6) Vom 4. 7. 1945; zitiert nach: SBZ von 1945 
bis 1954, hsg. vom Bundesministerium für gesamt-
deutsche Fragen, Bonn 1956, S 13.

Zunächst sparsame Verwendung des Begriffs
Während der ganzen ersten — vorbereitenden 

— Phase der Sowjetisierung Mitteldeutschlands 
von 1945 bis 1948/49, die im Zeichen der Block-
politik und der Errichtung einer „antifaschi-
stisch-demokratischen Ordnung“ stand, taucht 
das Prädikat Errungenschaft nur gelegentlich 
auf; und bemerkenswerterweise wird es in er-
ster Linie dazu verwandt, das sowjetische Vor-
bild zu beschwören. Wenn es im Gründungs-

1) Staatsformen der Diktatur des Proletariats, in: 
„Socialesticesko Pravo“, Sofia, Jg. 1953, Nr. 7 
deutsch in: „Ost-Probleme“, Jg. 1954, S. 388 ff.-
Vgl. H. G. v. Stackeiberg, Der Kommunismus und 
die Länder der „Volksdemokratie", in: „Vestnik 
Instituta po izueniju istorii i kultury SSSR, Mün-
chen, Jg. 1952, Nr. 3, deutsch in< .Ost-Probleme", 
Jg. 1953, S. 676 f.; L. Schulz, Die neue Verfassung 
Rumäniens, eine Entwicklungstufe zum „Voll-
Sozialismus", Zur Problematik der Volksdemokra-
tien, in: „Europa-Archiv", Jg. 1953, S. 5585 ff. 

wirklichte mit in die Gegenwart hinein; und die 
gegenwärtigen Errungenschaften verschmelzen 
mit den künftigen Erreichungen, die entweder 
als von der Führung proklamierte Planziele in 
die aktuelle Propaganda einbezogen sind oder 
als bloße Postulate des von der Ideologie ver-
heißenen Endziels der klassenlosen kommu-
nistischen Gesellschaft in Erscheinung treten, zu 
einer unentwirrbaren sprachlichen Einheit.

In eben dieser schillernden doppelbödigen 
Bedeutung sind die Errungenschaften auch in 
den Sprachgebrauch der Satelliten eingegangen. 
Das heißt, daß mit der Übernahme der unter 
sowjetischen Verhältnissen im russischen Spr

4

ach-
raum ausgeformten Errungenschaftspropaganda 
der terminus technicus selbst in den National-
sprachen der Ostblockvölker eine Sinnverände-
rung erfährt, die im Endergebnis auf eine inhalt-
liche Russifizierung des Begriffes hinausläuft ). 
Die Frage, wie sich die Übertragung der so-
wjetrussischen Ideologie und Terminologie, des 
Stils und der Inhalte der sowjetischen Propa-
ganda auf die Nationalsprachen der Völker im 
Macht- und Einflußbereich der UdSSR ausge-
wirkt hat und weiter auswirkt, kann hier nur 
gestellt werden. Ihre eingehende Untersuchung, 
die den vergleichenden Sprachwissenschaften 
vorbehalten bleibt, wäre 5dringend zu fordern ).

In den Zusammenhang der für die Ostblock-
staaten allgemein skizzierten Entwicklung ge-
hört auch die Genesis der Errungenschaftspropa-
ganda in der deutschen Sowjetzone, die im fol-
genden einer detaillierten Betrachtung unter-
zogen werden soll. Dabei ergibt sich als Aus-
gangspunkt, daß das Schlagwort, das jahrzehnte-
lang ein fester Bestandteil des Sprachschatzes 
der alten deutschen Arbeiterbewegung gewesen 
war, in den Verlautbarungen der sowjetzonalen 
Kommunisten zunächst nur eine untergeordnete 
Rolle spielte.

manifest4) des „Kulturbundes zur demokra-
tischen Erneuerung Deutschlands“ heißt:

„Wir wollen das deutsche Volk mit den kul-
turellen Errungenschaften aller Nationen, vor 
allem auch mit denen der Sowjetunion, bekannt 
machen", so mag man diesen Satz noch arglos 
passieren lassen. Um so mehr Beachtung ver-
dient es, wenn Ulbricht, ebenfalls bereits im 
Sommer 1945, den Funktionären der wiederer-



stehenden Gewerkschaftsbewegung zuruft, der 
Ausgang des zweiten Weltkrieges — in dem 
auf den Schlachtfeldern der Ostfront auch die 
„sozialistische Volkswirtschaft der Sowjetunion 
über die deutsche Volkswirtschaft triumphiert 
habe und die „fortschrittlichen Ideen . . . über 
den Hitlerfaschismus gesiegt“ hätten — lehre, 
„daß auch die freien Gewerkschaften in ihren 
eigenen Reihen jene bankrotten Theorien über-
winden müssen, die leider vor 1933 in die Ge-
werkschaftsschulung Eingang gefunden haben. 
Insbesondere ist es notwendig, daß sich die Ge-
werkschaftsfunktionäre vertraut machen mit den 
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großen Errungenschaften der Arbeiterklasse der 
Sowjetunion und auch mit ihren theoretischen 
Erkenntnissen." )

Hier steht hinter dem Hinweis auf die Vor-
bildlichkeit der sowjetischen Errungenschaften 
unverkennbar das Programm der Sowjetisierung, 
das, so oft es auch offiziell dementiert wurde, 
die sowjetische Deutschlandpolitik von Anfang 
an beherrschte. Der gleiche Sachverhalt wird 
auch, trotz des einschränkenden Nachsatzes, 
durch die Erklärung Grotewohls auf dem II. 
Parteitag der SED im September 1947 bestätigt:

„Wir wollen und müssen aus den Erfahrungen 
der russischen Arbeiterb
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ewegung lernen. Wir 
müssen und wollen die Errungenschaften des 
Leninismus genau kennenlernen, um uns das für 
Deutschland Passende anzueignen.“ )

Alles in allem enthalten die zitierten Äuße-
rungen einen aufschlußreichen Kommentar zu 
den anfänglichen Beteuerungen der KPD und 
später der SED, daß es den Kommunisten darum 
gehe, die 1848 begonnene „Demokratisierung 
Deutschlands ... zu Ende zu führen" und daß 
es ihrer Auffassung nach falsch wäre, „Deutsch-
land das Sowjetsystem aufzuzwingen“, da dieser 
Weg nicht den „gegenwärtigen Entwidclungs-
bedingungen Deutschlands“ entspreche 9), daß 
die Sozialistische Einheitspartei eine „unabhän-
gige Partei" sei, die sich „von allen fremden 
Einflüssen frei" halte, und daß ihr Weg und ihr 
Programm „den Interessen des deutschen Vol-
kes, den Besonderheiten der deutschen Wirt-
schaft, Politik und Kultur" entsprächen ).

7) W. Ulbricht, Uber Gewerkschaften, Bd. II. Ber-
lin 1953, S. 58 f. (Aus einer Rede auf der 1. Ge-
werkschaftskonferenz Halle/Saalekreis am 29. 
August 1945).

8) Protokoll der Verhandlungen des II. Partei-
tages der SED, 20. bis 24. September 1947, Berlin 
1947, S. 292.

9) „Aufruf der Kommunistischen Partei Deutsch-
lands" vom 11. Juni 1945, zitiert nach: Zur Ge-
schichte der Kommunistischen Partei Deutschlands, 
Eine Auswahl von Materialien und Dokumenten 
aus den Jahren 1914—1946, hsg. vom Marx-Engels-
Lenin-Stalin-Institut beim Zentralkomitee der SED, 
2. Ausl., Berlin 1955, S. 434 f.

10) Manifest des Vereinigungsparteitages „An 
das deutsche Volk" vom 21. 4. 1946, abgedruckt in: 
Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Bd. I, Berlin 1951. S. 28.

11) A. a. O. S. 24.
12) Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei

Deutschlands, Bd. II, Berlin 1951, S. 107 ff.

Das Errungenschaftsprädikat bleibt jedoch 
auch in diesen ersten Jahren nach 1945 nicht 
ausschließlich der siegreichen Sowjetunion und 
ihren Einrichtungen vorbehalten. In histo-
rischer Perspektive werden daneben die verlo-
renen Errungenschaften des deutschen Volkes 
und der deutschen Arbeiterklasse bemüht, und 
zwar mit der unverkennbaren Tendenz, die SED 

als die einzige politische Kraft zu erweisen, die 
dazu imstande sei, die richtige Lehre aus der 
durch Schuld und Irrtum belasteten Vergangen-
heit zu ziehen. Weil die Einheit der deutschen 
Arbeiterbewegung im ersten Weltkriege ausein-
andergebrochen sei, heißt es im Manifest des 
Vereinigungsparteitages an das deutsche Volk 
vom 21. 4. 1946, sei es der deutschen Novem-
berrevolution 1918 nicht gelungen, die Macht-
positionen des Militarismus und Imperialismus 
zu beseitigen, so daß die Reaktion wieder Ober-
hand gewinnen und der Hitlerfaschismus schließ-
lich triumphieren konnte:

„So wurde das deutsche Volk seiner politi-
schen Freiheiten beraubt. Es verlor seine Würde 
und alle s
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eine sozialen Errungenschaften, wurde 
zu dem schändlichsten aller Eroberungskriege 
mißbraucht und in ein Meer von Blut und Trä-
nen, Opfer und Leiden gestürzt.“ )

Ähnlich spricht sich auch der Beschluß des 
Parteivorstandes der S
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ED vom 16. 9. 1948 über 
„Die Novemberrevolution und ihre Lehren für 
die deutsche Arbeiterbewegung“ )  aus:

„Infolge der konterrevolutionären Rolle der 
rechten sozialdemokratischen Führer und des 
Fehlens einer revolutionären Partei der Arbei-
terklasse blieb die Novemberrevolution von

Basis" der Politik der SEDM

Während in der Folge die Sozialdemokratie 
durch die auf der Spaltung der Arbeiterklasse 
beruhende Koalitionspolitik ihrer Führer „zu 
einer Vollstreckerin der reaktionären bürger-
lichen Politik“ geworden sei, habe die Kommu-
nistische Partei als revolutionäre Vorhut der 
Arbeiterklasse mutig „um die Verteidigung der 
Errungenschaften der Revolution“ und für den 
Sozialismus gekämpft.

In dem letzten — „Lehren der November-
revolution und der Weimarer Republik“ über-
schriebenen — Abschnitt des Beschlusses wird 
hervorgehoben, daß die Politik der SED in drei-
facher Hinsicht auf den geschichtlichen Erfah-
rungen der deutschen Arbeiterklasse basiere:

1. Sie habe erkannt, „daß ebenso wie in allen 
anderen Ländern die revolutionäre und fort-
schrittliche Bewegung in Deutschland nur im 
engsten Bündnis mit der Sowjetunion . .. siegen 
kann“;

2. während die SPD in den Westzonen „un-
ter Aufrechterhaltung der Spaltung der Arbei-
terbewegung“ die Koalitionspolitik der Wei-
marer Zeit fortgesetzt habe, hätten „in der 
Ostzone die klassenbewußten Sozialdemokraten 
und Kommunisten den Schwur gehalten, den sie 
unter dem Hitlerregime, im Kerker, Konzen-
trationslager und in den illegalen Widerstands-
gruppen leisteten: der Spaltung der Arbeiterbe-
wegung für alle Zeiten ein Ende zu bereiten“;

3. während in West- und Süddeutschland 
„unter aktiver Förderung der westlichen Be-

1918 eine unvollendete bürgerliche Revolution. 
Es wäre jedoch falsch, ihr jede Bedeutung abzu-
sprechen und ihre fortschrittlichen Errungen-
schaften zu verkennen.“
e

Als Errungenschaften werden im einzelnen 
aufgezählt: 1. der Sturz der halbabsolutistischen 
Monarchien in Deutschland und die Errichtung 
einer parlamentarisch-demokratischen bürger-
lichen Demokratie, 2. die Verwirklichung des 
Achtstundentages, 3. die Erringung „einer Reihe 
demokratischer Rechte und Freiheiten, wie all-
gemeines Wahlrecht — auch für Frauen —, Koa-
litions-, Rede- und Versammlungsfreiheit usw.“, 
4. die Beseitigung der Ausnahmegesetze gegen 
die Landarbeiter sowie der halbfeudalen Ge-
sindeordnung.

„Die Verwirklichung dieser demokratischen 
Rechte und Freiheiten", betont der Beschluß 
weiter, „stellte der Arbeiterklasse die Aufgabe, 
den Kampf um deren Verteidigung und Erwei-
terung aufzunehmen und damit das Hinüber-
wachsen der bürgerlich-demokratischen in eine 
sozialistische Revolution einzuleiteu. Gleich-
zeitig stärkte die Erlangung dieser Rechte je-
doch die reformistischen Auffassungen in der 
Arbeiterklasse, daß mit diesen Errungenschaf-
ten die Aufgaben der Revolution erfüllt seien.“

Satzungsmächte“ wiederum der gleiche verhäng-
nisvolle Weg wie 1918 beschritten worden sei, 
habe die Unterstützung der sowjetischen Besat-
zungsmacht es der Arbeiterbewegung und den 
übrigen fortschrittlichen Kräften in der Sowjet-
zone ermöglicht, die „Herrschaft der Junker und 
Monopolkapitalisten" zu brechen und den 
„Klasseninhalt der staatlichen Ordnung“ grund-
legend zu ändern.

Die Eingriffe in die soziale Struktur der Zone, 
um die es hierbei geht, also in erster Linie die 
Sozialisierungsmaßnahmen, die Bodenreform 
und die (in dem zitierten Beschluß nicht aus-
drücklich angesprochene) sogenannte „Brechung 
des Bildungsmonopols“ werden zw
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ar von An-
fang an als große Erfolge, Manifestationen des 
Fortschritts und Grundlage für eine wirkliche 
„Demokratie“ im Sinne der SED gefeiert. Doch 
wenn in einer Kundgebung vom Herbst 1946 
diese der SED als Geschenke der Besatzungs-
macht in den Schoß gefallenen „festen Grund-
lagen für den demokratischen Neuaufbau 
Deutschlands" als „die demokratischen Errun-
genschaften" der Sowjetzone ) apostrophiert 
werden, so ist das zu diesem Zeitpunkt noch ein 
ausgesprochener Ausnahmefall.

Erst in der zweiten Phase der Sowjetisierung 
Mitteldeutschlands, die von der ersten nicht
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exakt abgrenzbar, die Periode von 1948/49 bis 
1952 umfaßt, werden die „alten demokratischen 
Forderungen, die in der sowjetischen Besat-
zungszone verwirklicht werden konnten“ ),  in

13) Dokumente der SED I, S. 109.
14) Protokoll 'der Ersten Parteikonferenz der 

Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 25. bis 
28. Januar 1949, Berlin 1950, S. 511. 



zunehmendem Maße als Errungenschaften be-
zeichnet. Charakteristisch für diese Tendenz er-
scheint das Schlußwort Piecks auf der 1. Partei-
konferenz der SED vom Januar 1949, in dem 
betont wird, daß die Sowjetzone zwar noch nicht 
zu einer volksdemokratischen Ordnung fortge-
schritten sei, sich jedoch bereits grundlegend 
von der bürgerlich-kapitalistischen Ordnung der 
Weimarer Republik unterscheide:

„Die Weimarer Republik war eine verhüllte 
Diktatur des Finanzkapitals; wir aber haben 
in der Ostzone dem Finanzkapital das Rückgrat 
gebrochen! Darum bezeichnen wir unsere Ord-
nung als ein antifaschistisch-demokratisches Re-
gime, in dem die Arbeiterklasse entscheidende 
Machtpositionen innehat. Dieses Regime haben 
wir . . . errichtet, indem wir die Junker und 
Kriegsverbrecher enteigneten, das Land den 
Bauern und Umsiedlern gaben und die Betriebe 
in den Besitz des Volkes
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 überführten. Wir haben 
schließlich mit der Einleitung der demokrati-
schen Schulreform zum ersten Male in der Ge-
schichte des deutschen Volkes unser ganzes Er-
ziehungswesen auf eine demokratische und hu-
manistische Grundlage gestellt und das Bil-
dungsprivileg des Besitzes gebrochen. Die Be-
deutung dieser Umwandlungen kann gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. Aber diese Er-
rungenschaften müssen nun mit aller Kraft ge-
festigt und ausgebaut werden. Das ist heute die 
grundlegende Aufgabe." )

Es dürfte sich erübrigen, näher zu erläutern, 
welcher Inhalt sich für die offizielle SED mit den 
unvermeidlichen Begriffen „demokratisch" und 
„humanistisch" verbindet. Man braucht sich nur 
zu vergegenwärtigen, daß in der zweiten, durch 
das Schlagwort „Schaffung der Grundlagen für 
den Aufbau des Sozialismus“ gekennzeichneten 
Phase der Sowjetisierung die brutale Gewalt-
herrschaft der Einheitspartei immer unverhüllter 
zutage trat. Sie nutzte die ihr dank des sowje-
tischen Protektorats zunächst in de
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r „Deutschen 
Wirtschaftskommission" und später — nach der 
Begründung der „Deutschen Demokratischen 
Republik“ — in der Zonenregierung zugefalle-
nen Machtpositionen rücksichtslos aus, um alle 
dissentierenden politischen Kräfte auszuschalten 
und ihr diktatorisches Regiment zu befestigen. 
Hand in Hand mit dieser Entwicklung zur Staats-
partei wurde die SED von den unzuverlässigen 
und unbequemen Elementen in den eigenen 
Reihen gesäubert und zu einer das sowjetische 
Vorbild sklavisch kopierenden „Partei neuen 
Typus“ umgestaltet. Wenn diese Partei behaup-
tete, daß in der sowjetischen Besatzungszone 
„eine höhere demokratische Ordnung“ )  ver-
wirklicht worden sei, so läßt sich dieser An-
spruch nur mit den Thesen der Sowjetideologie 
in der Zeit des Kriegskommunismus vergleichen, 
in denen die bolschewistische Parteidiktatur als 
ein neuer, der „formalen“ Demokratie west-
licher Prägung überlegener Typus des Staates, 

wie ihn die Weltgeschichte bisher noch nicht ge-
sehen habe, vorgestellt worden war17). Und 
wie damals in der Formel von den Errungen-
schaften der Sowjetmacht die künftigen Um-
gestaltungen vorweggenommen und symbolisch 
vergegenwärtigt erschienen, besaß auch die Be-
tonung der Errungenschaften der antifaschistisch-
demokratischen Ordnung in der Sowjetzone eine 
programmatische, zukunftweisende Bedeutung.

15) A. a. O. S. 504.
16) Walter Ulbricht auf der ersten staatspoliti-

schen Konferenz der SED am 23724. 7. 1948; zitiert 
nach: Die neuen Aufgaben der demokratischen 
Verwaltung, Berlin 1948.

17) Vgl. oben S. 28 ff., insbesondere S. 33 f.
18) Dokumente der SED II, S. 397 (Stellung-

nahme des Politbüros vom 16. 12. 1949 zu den Be-
schlüssen des Informationsbüros der kommunisti-
schen und Arbeiterparteien).

20) „Neues Deutschland" vom 19. 10. 1949 (Uber 
die Nationale Front des demokratischen Deutsch-
land, Referat des Genossen Friedrich Ebert auf der 
Tagung des Berliner Parteiaktivs).

21) Dokumente der Sozialistischen Einheitspar-
tei Deutschlands, Bd. III, Berlin 1952, S. 680 ff.

Die zitierte Wendung, daß diese Errungen-
schaften „gefestigt und ausgebaut“ werden 
müßten, ist nichts als eine Chiffre für die von 
der SED verfolgte Politik der Sowjetisierung, 
d. h. der zunehmenden Angleichung der Herr-
schafts-, Wirtschafts- und Sozialstruktur der So-
wjetzone an die der Volksdemokratien. Der 
gleiche Sinn steht auch hinter der Bekundung, 
„daß es kein besonderes Unterpfand für die 
Sicherung unserer demokratischen Errungen-
schaften ... als die Einheit der Arbeiter-
klasse“ 18) gebe; wobei kommentierend hinzu-
zufügen wäre, daß mit dem Begriff „Einheit der 
Arbeiterklasse“ die Geschlossenheit und Schlag-
kräftigkeit der SED als gefügiger instrumentaler 
Funktionärsapparat im Dienste der Sowjetisie-
rung ideologisch verhüllt und umschrieben wird.

Kein Verzicht auf das letzte Ziel
Welche zwiegesichtige Rolle die Errungen-

schaften in der gesamtdeutschen Polemik der 
SED spielen, zeigen auch die Ausführungen des 
Ostberliner Oberbürgermeisters Friedrich Ebert 
auf einer Tagung des Berliner Parteiaktivs am 
17. Oktober 1949:

„Unser Ringen um Deutschland berechtigt 
niemanden — insbesondere kein Mitglied unse-
rer Par
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tei — zu der beinahe beleidigenden Mei-
nung, wir könnten etwa auf die demokratischen 
Errungenschaften in der DDR oder gar auf 
unser Ziel Verzicht leisten.“ )

Als letztes Beispiel sei der Neujahrsaufruf 
des Zentralkomitees der SED vom 1. Januar 
1952 angeführt21 ).

Er dankt „den Arbeitern und Angestellten, 
den Bauern und der Intelligenz in der Deutschen 
Demokratischen Republik, die mit der Erfüllung 
des ersten Jahresplans im großen Fünfjahrplan 
unsere Friedenswirtschaft weiter vorwärtsführ-
ten, der Bevölkerung ein besseres Leben sicher-
ten, das Kulturleben reicher gestalteten, unsere 
antifaschistisch-demokratische Ordnung festig-
ten und ihre demokratischen Errungenschaften 
erfolgreich schützten", und fügt bekräftigend 
hinzu: „Unsere Erfolge zeigen dem ganzen deut-
schen Volke, daß es einen Weg des Friedens und 
der Einheit Deutschlands, einen Weg des fried-

Ein weiteres Beispiel für die geschilderte Ten-
denz gibt die Entschließung des Parteivorstan-
des der SED vom 24. August 1949 I9), die in 
doppelter Hinsicht bemerkenswert ist. Einmal 
dadurch, daß sie die Devise:

„Der Hauptinhalt der demokratischen Aufgabe 
in der Ostzone besteht in der gegenwärtigen 
Periode in der Konsolidierung der bisherigen 
fortschrittlichen Errungenschaften“,
mit der Feststellung begründet, für die gesamt-
deutsche Entwicklung sei „die Festigung der 
demokratischen Ordnung in der Ostzone von 
großer Bedeutung“. Zum anderen, weil sie „die 
Erfüllung und Übererfüllung des Plans“ als ak-
tuelle Voraussetzung für die Konsolidierung der 
„fortschrittlichen“ (in der Sprache der SED 
gleichbedeutend mit „demokratischen“) Errun-
genschaften in den Mittelpunkt der Forderun-
gen der Einheitspartei an die sowjetzonale Be-
völkerung rückt. Das eine ist so wenig zufällig 
wie das andere; beides zusammengenommen ist 
charakteristisch für das Bezugssystem, das seit 
Beginn der zweiten Phase der Sowjetisierung die 
Verwendung des Schlagwortes von den demo-
kratischen Errungenschaften der Sowjetzone 
bzw. der „DDR“ bestimmt.

liehen Aufstiegs Deutschlands aus eigener Kraft 
gibt.“

Aber alles, was bisher erreicht wurde, wird 
nur als Vorstufe und Vorbedingung künftiger 
Erfolge gewertet und dient der SED dazu, die 
Bevölkerung der Sowjetzonenrepublik zu neuen 
größeren Anstrengungen aufzurufen:

„1952 ist das entscheidende Jahr des Fünf-
jahrplans, das Jahr der großen Investitionen, das 
Jahr des Kampfes um die Sparsamkeit mit jedem 
Gramm und mit jeder Sekunde. Jede Steigerung 
der Arbeitsproduktivität in den volkseigenen 
Betrieben, jeder Erfolg des Wettbewerbs, jede 
Anwendung neuer, fortschrittlicher Arbeitsme-
thoden und die Einführung technisch begründe-
ter Arbeitsnormen, jede Senkung der Selbst-
kosten ist eine patriotische Tat, die das Leben 
unseres Volkes verschönt und zugleich weithin 
leuchtend der Bevölkerung Westdeutschlands 
den Weg zu Frieden, Aufstieg und Glück 
zeigt ...

Die erfolgreiche Durchführung unseres großen 
Aufbauwerkes ist von entscheidender Bedeutung 
für die Erhaltung des Friedens und für die Wie-
derherstellung der Einheit Deutschlands, denn 
jeder wirtschaftliche Erfolg, jeder Schritt zur 
Verbesserung der Lebenshaltung der Bevölke-
rung dient der Festigung des demokratischen 
Staates. Für den Kampf um die Einheit eines 
demokratischen Deutschlands ist die beispiel-
hafte Gestaltung der demokratischen Ordnung 
in der Deutschen Demokratischen Republik von 
größter Bedeutung."

Auf Grund der zitierten Beispiele läßt sich 
also folgendes resümierend feststellen:

19) A. a. O. S. 294.



1. Der in verschiedenen Varianten auftre-
tende Begriff der demokratischen Errungen-
schaften des Zonenregimes ist zwar vereinzelt 
schon in der ersten Phase der Sowjetisierung 
Mitteldeutschlands nachzuweisen, gehört jedoch 
erst von der zweiten, 1948/49 einsetzenden 
Phase ab zum festen Vokabular der SED.

2. Er drückt nicht in erster Linie die Befrie-
digung der SED über den durch die strukturver-
ändernden Maßnahmen der ersten Jahre der so-
wjetischen Besetzung erreichten Grad der „De-
mokratisierung“ in der Zone aus, sondern er-
hält seinen charakteristischen Akzent dadurch, 
daß mit den demokratischen Errungenschaften 
von heute bereits die künftige Entwicklung der 
Verhältnisse unter dem SED-Regime präjudi-
ziert erscheint, wobei in der Sprache der SED 
„Demokratisierung“ gleichzusetzen ist mit fort-
schreitender Sowjetisierung. Denn im Geltungs-
bereich der Sowjetideologie kann es nur einen, 
durch das Beispiel der sowjetrussischen Entwick-
lung vorgezeichneten Weg des Fortschritts ge-
ben. So sind auch die Formeln, die in den Volks-
demokratien dem sowjetzonalen Begriff der 
demokratischen Errungenschaften entsprechen, 
in gleicher Weise zu interpretieren. Dabei postu-
lieren alle diese Formeln von vornherein eine 
Überlegenheit der Staats-, Gesellschafts- und 
Wirtschaftsformen des Ostblocks über die der 
westlichen Welt.

3. Dieser allgemeine Überlegenheitsanspruch, 
der von der übergeordneten sowjetischen Über-
legenheitsthese abgeleitet ist, die seinerzeit mit 
dem revolutionär-bolschewistischen Begriff der 
„Errungenschaften der Sowjetmacht“ 22 ) begrün-
det worden war, wird in den sowjetzonalen de-
mokratischen Errungenschaften einerseits modi-
fiziert, andererseits spezifiziert. Modifiziert in-
sofern, als der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung der Sowjetzone in der zweiten Phase 
der Sowjetisierung, in die die Proklamierung der 
„DDR" fällt, zwar kraft dieser Errungenschaf-
ten bereits ein höherer Grad der Fortschritt-
lichkeit zuerkannt wird als jedweder nur „for-
malen“ Demokratie kapitalistischer Prägung, je-
doch noch nicht der Rang einer Volksdemo-
kratie. Spezifiziert dadurch, daß der sowjet-
zonale Begriff der demokratischen Errungen-
schaften, wo immer er auftaucht, auf den Ver-
gleich mit Westdeutschland zielt, daß in ihm 
nicht nur die Weiterentwicklung der Zone in 
Richtung auf das sowjetische Modell präjudiziert 
wird, sondern, daß er zugleich mit dem An-
spruch auftritt, die Ordnungsprinzipien eines 
künftigen Gesamtdeutschland vorzuformen und 
vorwegzunehmen. Die Vorstellung selbst, daß 
durch die Eingriffe in die Gesellschaftsstruktur 
der Zone ein verbindliches Vorbild für die Wie-
dervereinigung und nicht wieder auszulöschende 
Tatsachen geschaffen würden, gehört zwar be-
reits der ersten Phase der Sowjetisierung an; 
jedoch die Verbindung dieser Vorstellung mit 
dem Begriff der demokratischen Errungenschaf-
ten des Zonenregimes in der zweiten Phase ver-
dient größte Beachtung, weil in ihr der Ansatz 
für die heutige gesamtdeutsche Ideologie der 
SED liegt.

4. Die häufigere Verwendung des Begriffes 
der demokratischen Errungenschaften seit Be-
ginn der zweiten Phase der Sowjetisierung steht 
in direktem Zusammenhang mit dem Übergang 
zur langfristigen Planung. Dabei ist darauf hin-
zuweisen, daß die Bedeutung des Plans sich nicht 
in seiner Funktion als rationales Instrument der 
Wirtschaftslenkung erschöpft, sondern daß er 
darüber hinaus als in alle Lebensbereiche ein-
greifender Generalplan die Etappenziele des 
ferngesteuerten totalitären Umbaus von Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft in sich zusammen-
faßt und damit den Rhythmus des Sowjetisie-
rungsprozesses bestimmt, den die Propaganda 
des Regimes dadurch schmackhafter zu machen 
versucht, daß sie ihn als Prozeß der Demokrati-
sierung ausgibt. In diesem Sinne sind die 
Appelle der SED, die demokratischen Errungen-
schaften zu festigen, zu sichern und auszubauen, 
zugleich Aufrufe an die Sowjetzonenbevölke-
rung, alle Kräfte für die Planerfüllung anzu-
spannen. Weil aber das Schicksal der sich durch 
diese — für das gesamte Deutschland als bei-
spielhaft hingestellten — Errungenschaften aus-
zeichnenden Ordnung der Sowjetzone von der 
Erreichung der durch den Plan gesetzten Ziele 
abhängig gemacht wird, erscheint die Plan-
erfüllung auch als de
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r entscheidende aktuelle 
Beitrag der Zone für eine Wiedervereinigung 
Deutschlands nach den Vorstellungen der 
SED ).  Abgesehen von dem spezifischen ge-
samdeutschen Akzent der demokratischen Er-
rungenschaften deckt sich die Funktion, die von 
den vergleichbaren volksdemokratischen Be-
griffen etwa gleichzeitig in der Planideologie 
und der Planpropaganda der Satellitenstaaten

Im Dienst der
Ein charakteristisches Beispiel für diese Ten-

denz bietet der Beschluß des III. Parteitages der 
SED vom 20. bis 24. Juli 1950 über den „Fünf-
jahrplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik (1951 
bis 195 5)“, in dem es heißt:

„Um den technischen Fortschritt in allen 
Zweigen der Volkswirtschaft zu fördern, müssen 
die Errungenschaften d
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er Wissenschaft und Tech-
nik in den Dienst der Entwicklung der Friedens-
wirtschaft der Deutschen Demokratischen Re-
publik und der Hebung des Wohlstandes des 
deutschen Volkes gestellt werden.“ )

Und nicht weniger typisch ist die speziellere 
Aufforderung an die Bauern, sich mit den 
„neuesten Errungenschaften in der Landwirt-
schaft“ vertraut zu machen, um den ihnen auf-
erlegten Beitrag zur Erfüllung des großen Plans 
leisten zu können 272).

22) Vgl. oben S. 27 ff.

23) So bezeichnete Ulbricht in seinem Referat
auf dem 3. FDGB-Kongreß vom 30. 8. bis 3. 9 1960
den Fünfjahrsplan als den „großen Plan des Kamp-
fes um die Gestaltung eines einigen und friedlie-
benden fortschrittlichen Deutschland". Zitiert nach 
W. Ulbricht, Uber Gewerkschaften II, S. 245.

26) Dokumente der SED III, S. 149.
27) W. Ulbricht, über Gewerkschaften II, S. 344.

Diese Termini sind nur scheinbar neutral. Wo 
immer von wissenschaftlichen, technischen oder 

übernommen wird, mit der des sowjetzonalen 
Begriffes. Hier wie dort tritt mit der zweiten 
Phase der Sowjetisierung das gesamte innere 
Leben unter das Gesetz des allumfassenden 
Plans: In der Sowjetzone folgt nach einem vor-
weggegangenen Halbjahrplan der Zweijahrplan 
für 1949/50, dem sich der erste Fünfjahrplan an-
schließt; in Polen und Ungarn laufen bereits ab 
1947 Dreijahrpläne, die 1950 in dem ersten Land 
durch einen Sechsjahrplan und in dem zweiten 
durch einen Fünfjahrplan abgelöst werden; in der 
Tschechoslowakei und in Bulgarien setzt 1949 
jeweils der 1. Fünfjahrplan ein, während in Ru-
mänien nach zwei Jahrplänen für 1949 und 
1950 und in Albanien nach einem Zweijahrplan 
für die gleiche
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n Jahre der Übergang zum 1. 

Fünfjahrplan erfolgt ).  Sowohl die Formen als 
auch die Funktion der Planung in den Satelliten-
staatswesen sind direkt auf das verbindliche 
Vorbild der Sowjetunion zurüdezuführen; und 
dieses Vorbild bestimmt auch die ideologische 
und propagandistische Rolle der Errungenschaf-
ten im Rahmen der —zumindest in der Theorie — 
totalen Gesamtplanung nach sowjetischem Mu-
ster. Das
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 gilt nicht nur für die demokratischen 
Errungenschaften der sowjetzonalen Ordnung, 
die hier eingehender analysiert wurden, und für 
gleichwertige volksdemokratische Begriffe wie 
beispielsweise Errungenschaften der Volksmacht, 
sondern für den Begriff der Errungenschaften 
schlechthin, der jetzt in allen nur denkbaren 
Verbindungen einen erhöhten Kurswert ge-
winnt, wie das seinerzeit in der Sowjetunion 
selbst der Fall gewesen war, als Stalin das 
Startzeichen für den ersten Fünfjahrplan gege-
ben hatte ).

Planerfüllung
agrarwissenschaftlichen Errungenschaften die 
Rede ist, die in den Dienst der Planerfüllung 
gestellt werden müßten, wird vielmehr unaus-
gesprochen oder ausgesprochen auf das sowje-
tis
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che Vorbild gezielt. Denn das innersowje-
tische Dogma, daß die Sowjetunion auch auf all 
und jedem wissenschaftlichen oder technischen 
Spezialgebiet an der Spitze des menschlichen 
Fortschritts marschiere, bedeutet für die SED 
wie für die anderen Satellitenparteien einen 
Glaubenssatz, den anzuzweifeln einer unver-
zeihlichen Ketzerei gleichkäme ).

Noch in verhältnismäßig ruhiger Tonart er-
klärt die Entschließung des Parteivorstandes der 
SED vom 11. Januar 1950 „Zum Volkswirt-
schaftsplan 1950“:

24) Vgl. die Zusammenstellung in „Ost-Pro-
bleme", Jg. 1958, S. 381.

25) Vgl. oben S. 47 ff.
28) Ein willkürliches Beispiel dafür, wie scharf 

von sowjetischer Seite derartige Verstöße geahn-
det werden, bietet die Kritik an einem Buch von 
W. Eckermann (Neue Geschichtswissenschaft, eine 
Einführung in ihr Studium, 1949) in der Zeitschrift 
„Voprosy Istorii" vom Oktober 1951. Dem Ver-
fasser wird hier vorgeworfen, er sei „mit den 
Errungenschaften der sowjetischen Geschichtswis-
senschaft ... leider überhaupt zu wenig vertraut“ 
und habe die führende historische Rolle des rus-
sischen Volkes sträflich vernachlässigt. Zitiert nach 
„Ost-Probleme“, Jg. 1952, S. 216 f.



„Es kommt besonders darauf an, die fort-
schrittlichen Errungenschaften, die in der So-
wjetunion 
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in wirtschaftlicher und kultureller 
Hinsicht erzielt wurden, zu studieren und dar-
aus zu lernen.“ )

Die Entschließung des Zentralkomitees vom 
20. Oktober des folgenden Jahres stellt hinge-
gen abrupt fest:

„In entscheidendem Maße hängt die Verwirk-
lichung aller Aufgaben des Fünfjahrplans davon 
ab, wie schnell unsere Aktivisten, Arbeiter und 
Angestellten, unsere technische Intelligenz und 
unsere Wissenschaftler sich die Errungenschaf-
ten aller Zweige der Sowjetwissenschaft zu eigen 
machen, die fortgeschrittensten Arbeitsmetho-
den studieren und anwenden, ihr fachliches 
Wissen erhöhen und sich vor allem durch das 
Studium der Werke von Marx, Engels, Lenin 
und Stalin die Kenntnisse von den Entwick-
lungsgesetzen der Gesellschaft erwerben ...

Auf Grund der Lehre Lenins und Stalins gilt 
es, den Massen klarzumachen, daß mit der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution eine 
neue Epoche in der Menschheitsgeschichte be-
gonnen hat, die frei ist von Unterdrückung und 
Ausbeutung, von Krisen und Kriegen. Insbe-
sondere gilt es, den Massen die weltgeschicht-
liche Bedeutung des Aufbaus der kommunisti-
schen Gesellschaft in der UdSSR zu erklären und 
ihnen eine Vorstellung von den Stalinschen 
Großbauten des Kommunismus und den anderen 
wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Er-

Fortschrittliche Kultur
Wenn in diesem Zusammenhänge die wirt-

schaftlichen, politischen und kulturellen Errun-
genschaften der Sowjetunion als eine unzerreiß-
bare Einheit behandelt werden und die Einsicht 
der bolschewistischen Führer in die Entwick-
lungsgesetze der Gesellschaft als das Funda-
ment dieser Errungenschaften erscheint, so fällt 
von hier aus ein grelles Licht auf den offiziellen 
sowjetzonalen Begriff der Kultur im allgemei-
nen und den der kulturellen Errungenschaften 
im besonderen. Wie für die sowjetischen Kom-
munisten gibt es auch für die SED in der Kul-
tur mit all ihren Äußerungen keine neutralen 
Bereiche. Sie ist vielmehr etwas durch und durch 
Parteiisches; und für den Grad ihrer Fortschritt-
lichkeit gibt es keinen anderen gültigen Wert-
maßstab als die Elle der ideologischen General-
linie. Dem entspricht es, daß die Partei auch die 
Kultur in ihre totale Planung einbezieht. „Der 
Zweijahrplan", betont Ulbricht auf der 1. Par-
teikonferenz im Januar 1949, „ist der Plan des 
kulturellen Fortschrittes", und knüpft daran die 
Forderung, daß „die Errungenschaften der fort-
schrittlichen Kultur ,.. den Werktätigen in den 
Betrieben und im Dorf nähergebracht werden" 
müßten. Es geht ihm dabei, wie er selbst in der 
Begründung seiner Forderung ausführt, um 
zweierlei, nämlich um die Verbesserung der 

29) Dokumente der SED II, S. 424.

rungenschaften d
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er Sowjetvölker zu vermit-
teln." )

Die Erkenntnis der sowjetischen Wissen-
schaft und der sowjetischen Ingenieurkunst, die 
sowjetischen Arbeitsmethoden — die den gan-
zen ökonomischen Prozeß unter die Peitsche 
eines immerwährenden Wettbewerbs und eines 
allgegenwärtigen Kontrollsystems zu zwingen 
suchen — und nicht zuletzt die Impulse des so-
wjetisierten Marxismus als einer totalitäre!’ 
Staats- und Industrialisierungsideologie soller. 
also der SED dazu verhelfen, die Sowjetzone 
nach dem Muster des stalinistischen Rußlana 
der Fünfjahrpläne und der zukunftweisenden 
Großbauten des Kommunismus zu rekonstruie-
ren. Es ist die gerade Konsequenz der sich be-
reits 1945 ankündigenden Tendenzen; die zeit-
weise genährten Träume von einem eigenen 
deutschen Weg zum Sozialismus sind ausradiert; 
die sowjetischen Errungenschaften, die dem 
deutschen Volk zunächst sehr allgemein als 
Spiegel vorgehalten worden waren, erscheinen 
jetzt in den Verlautbarungen der SED in kon-
kreterer und differenzierteret Form. Das Pro-
gramm der Sowjetisierung enthüllt seine Ein-
zelzüge; und was dabei hervortritt, ist die weit-
gehend mechanische Übertragung der auf sowje-
tische Verhältnisse zugeschnittenen bolschewi-
stischen Aufbauideologie aus einem noch vor 
kurzem wirtschaftlich rückständigen und unter-
entwickelten, sich mitten im Prozeß der Indu-
strialisierung befindlichen Agrarland auf die 
gänzlich andersgearteten Verhältnisse Mittel-
deutschlands.

fachlichen Qualifikation der Werktätigen im In-
teresse der Planerfüllung und um ihre Erziehung 
zu dem „richtigen“ gesellschaftlichen Bewußt-
sein, zu einem Bewußtsein, das sie dazu veran-
laßt, sich freiwillig den Forderungen der Partei 
und damit dem Gesetz des Fortschritts zu unter-
werfen:

„Durchführung des Zweijahrplans, das heißt 
Erziehung der Menschen zu bewußten Erbauern 
einer friedlichen dokumentarischen Ordnung 
und Entwicklung einer neuen humanistischen 
Kultur. Die großen Aufgaben des Plans können 
nur erfüllt werden, wenn das allgemeine Kultur-
niveau und das fachliche, berufliche und auch 
künstlerische Schaffen entwickelt wird. Die 
Werktätigen in den Betrieben, die gewaltige 
Produktionsleistungen vollbringen, die die Ar-
beitsproduktivität erhöhen und neue Erfindun-
gen machen, fordern mit Recht, daß die Schrift-
steller und Tonkünstler, die Maler und Bild-
hauer, die Filmregisseure und Schauspieler sich 
durch hohes künstlerisches Schaffen auszeichnen 
und mit ihren Leistungen dem Volke dienen. 
Der arbeitende Mensch muß im Mittelpunkt des 
ganzen künstlerischen Schaffens stehen.

Ist es nicht von großer kultureller Bedeu-
tung, das schaffende Volk, vor allem die Jugend,

im Goethe-Jahr durch künstlerische Veranstal-
tungen, Vorlesungen usw. mit den Werken des 
großen deutschen Humanisten und Weltbürgers 
vertraut zu machen?

Ich habe bereits dargelegt, wieviel tausende 
Werktätige eine höhere berufliche Qualifikation 
erhalten müssen.

Die Fragen des Zweijahrplans sollen im Mit-
telpunkt des Studiums und der Forschung an den 
Universitäten und Hochschulen, in der Aka-
demie der Wissenschaften und in den Berufs-
schulen und Volksschulen stehen ...

Es darf Ende 1949 keinen volkseigenen oder 
SAG-Betrieb und kein volkseigenes Gut oder 
keine MAS geben, wo nicht zumindest ein Kul-
turraum oder eine Kulturecke besteht ... In 
den Vorschlägen über die kulturellen Aufgaben 
im Rahmen des Zweijahrplans . . . wird hervor-
gehoben, daß es das kulturelle Ziel dieses Plans 
ist, Menschen mit einer neuen gesellschaftli
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chen 
Erkenntnis zu erziehen, wozu notwendig ist, 
daß alle Schriftsteller und Künstler ihre ganze 
Kraft und Begeisterung diesem Werk wid-
men.“ )

Es erübrigt sich, dieses seltsame Konglomerat 
von Forderungen einer eingehenden Prüfung 
zu unterziehen, so reizvoll es beispielsweise 
auch wäre, den „fortschrittlichen", ja partei-
ischen Goethe der SED etwas näher kennen zu 
lernen. Hier kam es nur darauf an, den roten 
Faden sichtbar werden zu lassen, der auch in 
den Entschließungen der Parteikonferenz nicht 
minder deutlich zum Vorschein kommt, in denen 
es heißt:

„Durch die demokratischen Umwandlungen 
in der sowjetischen Besatzungszone wurden die 
Bedingungen für die Entfaltung einer fortschritt-
lichen Kultur geschaffen.

Es sind alle erforderlichen Maßnahmen zur 
Heranbildung qualifizierter Facharbeiter ent-
sprechend den Erfordernissen des Zweijahrplans 
zu treffen. An den Stätten der Produkti
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on, vor 
allem in den großen volkseigenen Betrieben, 
wie auch unter der werktätigen Landbevölke-
rung ist eine breite kulturelle Massenarbeit zu 
entwickeln, für die die Gesamtpartei die Ver-
antwortung trägt. Wissenschaft und Kunst sind 
allseitig zu fördern. Ihre Errungenschaften sind 
dem ganzen Volk zugänglich zu machen." )

„Die Erfüllung des Zweijahrplanes wird das 
kulturelle Leben zur Entfaltung bringen, und die 
Erfüllung der kulturellen Aufgaben wird es we-
sentlich erleichtern, die Ziele des Wirtschafts-
planes zu erreic 33hen." )  *

Die Funktion der kulturellen Errungenschaf-
ten in der Planideologie hat sich seither nicht 
geändert. So bringen auch die einschlägigen 
Ausführungen Ulbrichts in seinem Referat über 
den Fünfjahrplan auf dem III. Parteitag der 
SED inhaltlich kaum Neues. Der Plan, so ver-
heißt er großspurig, solle „der Entwicklung einer 
wahren Volkskultur dienen“, und:

31) Protokoll der Ersten Parteikonferenz, S. 236.
32) A. a. O S. 521. Vgl. auch S. 497.
33) A. a. O. S. 533.

29) Dokumente der SED III, S. 572; vql. ferner 
S. 577 und 587.



„Zum erstenmal in der deutschen Geschichte 
sollen die Errungenschaften der Kultur den 
Massen des Volkes vermittelt werden.“ 34)

Dabei versäumt er nicht, besonders darauf 
hinzuweisen, daß die Partei alles in ihren Kräf-
ten stehende tun werde,

„um die früher von den Großgrundbesitzern 
und ihrer reaktionären Staatsmacht system
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atisch 
aufrechterhaltene Rückständigkeit im Dorfe zu 
überwinden und den werktätigen Bauern und 
allen Dorfbewohnern die Errungenschaften der 
Kultur zu vermitteln.“ )

Das alles erinnert penetrant an das Pathos 
der russischen Bolschewisten, die einst auszogen, 
um den Analphabetismus auszurotten, um da-
durch die Voraussetzungen für eine wirtschaft-
liche Erschließung ihres Landes zu schaffen, nur 
daß der Kampf der SED dem weit schwerer zu 
überwindenden ideologischen Analphabetismus 
einer kulturell bereits hochentwickelten plura-
listischen Gesellschaft gilt, die es trotz aller An-
strengungen der Partei bis heute nicht gelernt 
hat, den russischen Weg als den selbstverständ-
lichen, einzig möglichen Weg des Fortschritts 
für ihr eigenes Land anzuerkennen.

Mit den vorstehend behandelten, ineinander-
greifenden und sich überschneidenden Kom-
plexen ist die Stellung des Errungenschaftsbe-
griffes in der Planideologie der SED, wie sie 
sich in der zweiten Phase der Sowjetisierung 
herauskristallisiert, im wesentlichen umrissen,

Im Zeichen des „Aufbaus des Sozialismus"
Die Tatsache, daß sich die Errungenschaften 

1952 als geläufiger, ja bevorzugt gebrauchter 
terminus technicus der propagandistischen 
„Massenarbeit“ durchsetzen, ist wesentlich auf 
zwei Faktoren zurückzuführen. Einmal auf den 
Übergang zur dritten Phase der Sowjetisierung 
Mitteldeutschlands im Zeichen des „Aufbaus 
des Sozialismus"; zum anderen auf das Bedürf-
nis nach einer effektiven Wehr- und Verteidi-
gungsideologie, das sich seit Mai 1952 bemerk-
bar macht. Noch vor der Unterzeichnung der 
Bonner und Pariser Verträge erklärt Ulbricht 
es für unbestreitbar, „daß der wiedererstehende 
Militarismus in Westdeutschland die Errungen-
schaften unseres friedlichen Aufbauwerks in der 
DDR bedroht", und er betont „die Verantwor-
tung der Arbeiterklasse und der ganzen fried-
liebenden
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 Bevölkerung, selber die Errungen-
schaften unserer jungen Republik zu sichern und 
zu schützen". ) Im gleichen Sinne gibt das 
Zentralkomitee in einem Danktelegramm an 
Stalin anläßlich des 7. Jahrestages der deutschen 
Kapitulation das Versprechen ab, „die Kampf-
bereitschaft und Kampffähigkeit zum Schutze 
unserer Heimat und unserer demokratischen Er-

34) Protokoll der Verhandlungen des III. Par-
teitages der SED, 20. bis 24. Juli 1950, Bd. I (1.—3. 
Verhandlungstag), Berlin 1951, S. 341.

35 A. a. O. S. 400.
36)Vgl. „Neues Deutschland701ffbe00c5 vom  5. 1952 (Es liegt 

in der Macht des Volkes, den Friedensvertrag zu 
erkämpfen. Walter Ulbricht ruft zu entschlossenem 
Handeln auf . . .). 

wenn sich daneben der Begriff auch noch in 
zahlreichen anderen Kombinationen nachweisen 
ließe. So wird, wieder ganz nach sowjetischer 
Manier, die Versorgung mit Brot als Errungen-
schaft gepriesen 36 ). Auffällig ist, daß der spä-
ter so stark bemühte Begriff der sozialen Er-
rungenschaften noch kaum eine Rolle 
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spielt; 
nur gelegentlich wird einmal eine soziale Maß-
nahme des Regimes, wie beispielsweise das Ge-
setz zum Schutz der Arbeitskraft, mit dem Prä-
dikat Errungenschaft bedacht ).

40) „Neue Welt“, Jg. 1952, S. 1815.
41) A. a. O. S. 1817.
42) A. a. O. S. 1825.
43) A. a. O. S. 1825.
44) A. a. O. S. 1883. Pieck zitiert in seinem Refe-

rat (S. 1873 ff.) im Zusammenhang mit der „Ver-
teidigung“ allein sechsmal die „Errungenschaften",

Überhaupt läßt sich in der zweiten Phase 
der Sowjetisierung noch eine relative Zurück-
haltung in der Verwendung des Errungenschafts-
begriffes feststellen, so klar auch die herausge-
arbeiteten Tendenzen durch die Massierung 
der Beispiele hervortreten. Zwar ist das häu-
figere Auftreten des Begriffes gegenüber der 
ersten Phase unverkennbar; und auch innerhalb 
der zweiten Phase ist eine stete Zunahme zu 
verzeichnen. Die Vorbereitung und Durchfüh-
rung des Zweijahrplans, die Proklamierung der 
„Deutschen Demokratischen Republik“ und der 
Übergang zum ersten Fünfjahrplan sind die ent-
scheidenden Stationen, die jeweils eine allge-
meine Steigerung der ideologischen Kampagne 
der SED bedingen. Bei alledem kann noch von 
keiner ausgesprochenen Errungenschaftspropa-
ganda die Rede sein. Erst ab 1952 wird der Be-
griff so auffällig oft verwandt, daß sich diese 
Bezeichnung rechtfertigt.

rungenschaften zu organisieren“. 39)  Obgleich 
es zu diesem Zeitpunkt in der Bundesrepuublik 
noch keinen deutschen Soldaten gibt und der 
kleine Bundesgrenzschutz keineswegs als ein 
westdeutsches Gegengewicht zu den um ein 
Mehrfaches stärkeren, militärisch ausgebildeten 
kasernierten Volkspolizeieinheiten betrachtet 
werden kann, ergreift das SED-Regime den An-
laß, um die Remilitarisierung der Sowjetzonen-
republik voranzutreiben und durch eine inten-
sive Propaganda für die Notwendigkeit bewaff-
neter Streitkräfte psychologisch zu unterbauen. 
Die sich schon im Mai abzeichnende Linie der 
Wehrpropaganda wird von der II. Parteikon-
ferenz im Juli ausgenommen, wo die Errungen-
schaften als Schlüsselbegriff der Planideologie’ 
und der Wehrideologie so stark in den Vorder-
grund treten, daß diese Konferenz als der Auf-
takt für eine planmäßige Errungenschaftspro-
paganda gelten darf.

Die relative Zurückhaltung, von der sich die 
sowjetische Politik bisher im Hinblick auf die 
besondere Situation des gespaltenen Deutsch-
land hatte leiten lassen, wird in dem neuen 
Stadium der sowjetischen Deutschlandpolitik als 
überflüssig erachtet. Sowohl die Sowjets selbst 
als auch die SED hatten bis in das Jahr 1952

36) Vgl. „Neues Deutschland“ vom 7. 10. 1950.
37) Vgl. „Neues Deutschland“ vom 5. 10. 1950.
39) „Neues Deutschland“ vom 8. 5. 1952 (Tele-

gramm des ZK an Generalissimus Stalin). 

hinein peinlich an der Sprachregelung festgehal-
ten, daß die Sowjetzonenrepublik noch nicht die 
Entwicklungsstufe einer Volksdemokratie er-
reicht habe. Auf der II. Parteikonferenz dekla-
riert Ulbricht nunmehr offiziell „die volksdemo-
kratischen Grundlag
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en der Staatsmacht“ der 

Sowjetzonenrepublik ) und stellt gleichzeitig 
im Namen des Zentralkomitees den Antrag, 
dem Beispiel der übrigen volksdemokratischen 
Staaten folgend, auch in der Zone zum plan-
mäßigen „Aufbau des Sozialismus“ überzuge-
hen: zum „Aufbau des Sozialismus mit Hilfe 
der grandiosen Errungenschaften des Sowjetvol-
kes und im Rahmen des Weltwirtschaftssystems 
der sozialistischen und demokratischen Staa-
ten“.4 )

Weil aber „das große Werk unseres nationa-
len Aufbaus“ gegen die Feinde beschützt wer-
den müsse, die es „durch Sabotagebanden und 
militärische Kräfte“ bedrohten, erweise sich die 
Schaffung einer Volksarmee als notwendig:

„Die nationalen Streitkräfte werden die Ar-
mee zur Verteidigung der Heimat sein, zum 
Schutze der sozialistischen Errungenschaften un-
seres Volkes...

Die nationalen Streitkräfte werden die frei
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e 
und friedliche Arbeit des Volkes und seine Er-
rungenschaften schützen." )

Daß der Schutz der Errungenschaften, wie 
Ulbricht ihn propagiert, keineswegs eine rein 
defensive Angelegenheit ist, geht schon daraus 
hervor, daß er im gleichen Atemzuge verkün-
det, das Zonenregime werde auf jede Maß-
nahme der „westlichen Militaristen“ mit so 
starken Gegenmaßnahmen antworten, da
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ß sich 
das „Kräfteverhältnis in Deutschland immer 
mehr zugunsten der friedliebenden patriotischen 
Kräfte“ verändern werde. In diesem Sinne weist 
er den „nationalen Streitkräften“ die Aufgabe 
„eines Werkzeuges zur weiteren Stärkung der 
volksdemokratischen Grundlagen unserer staat-
lichen Ordnung" zu, das, in brüderlicher Ver-
bundenheit „mit allen patriotischen Kräften 
Westdeutschlands“, vom Haß gegen die ameri-
kanischen, englischen und französischen Impe-
rialisten und „vom Willen zur Wiederherstel-
lung der Einheit unseres Vaterlandes“ erfüllt 
sein solle ).

Auch Pieck wendet sich energisch gegen alle 
Regungen eines irregeleiteten Pazifismus, der 
von dem „aggres
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siven amerikanischen und dem 
revanchelüsternen westdeutschen Imperialismus“ 
bewußt gefördert werde, um „unseren Willen 
zur Gegenwehr, zur Verteidigung unserer demo-
kratischen Errungenschaften“ zu paralysie-
ren ):

„Beschäftigt mit der Erfüllung unseres Fünf-
jahrplans, des Plans der allseitigen Entwicklung 
unserer Industrie und Landwirtschaft, der un-
unterbrochenen Hebung des Lebensniveaus un-
seres Volkes, beschäftigt mit dem Kampf um 



den Frieden und die Einheit unseres Vaterlan-
d
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es, müssen wir gleichzeitig zur bewaffneten 
Verteidigung unserer Errungenschaften bereit 
sein." )

Wie planmäßig das Regime dazu übergeht, 
den Errungenschaften hinfort einen hervorra-
genden Platz in seiner Propaganda einzuräu-
men, geht aus der von Pieck gestellten For-
derung hervor, es sei

„eine umfassende Aufklärungsarbeit über un-
sere demokratischen Errungenschaften, über den 
sozialistischen Aufbau, die sozialen Rechte, die 
wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklungs-
möglichkeiten aller Bürger unserer Republik zu 
entfalten und die Aktionseinheit der werktäti-
gen Massen herzustellen. Dabei wird uns der 
neue 46Großsender eine wirksame Hilfe sein." )

Das Schlagwort von der Aktionseinheit und 
der Hinweis auf den neuen Großsender zeigen, 
in welchem Grade die SED von vornherein be-
absichtigt, die Errungenschaften
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 in ihre nach 
Westdeutschland zielenden Propagandakampag-
nen einzubeziehen, während die weitere For-
derung Piecks, „die Aufklärungsarbeit über die 
Notwendigkeit der bewaffneten Verteidigung 
der Errungenschaften unserer Republik in den 
breitesten Massen der Bevölkerung energisch 
zu verstärken" ),  ganz nach innen gerichtet 
ist.

Wie nicht anders zu erwarten, enthält auch 
der von der II. Parteikonferenz angenommene 
Beschluß „Zur gegenwärtigen Lage und zu den 
Aufgaben im Kampf für Frieden, Einheit, De-
mokratie und Sozialismus" als notwendiges 
Requisit die zur Generallinie
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 erhobene Forde-
rung nach bewaffneten Streitkräften, „die mit 
der neuesten Technik ausgerüstet und imstande 
sind, die Errungenschaften der Werktätigen vor 
einem imperialistischen Angriff zu schützen". ) 
Kurz danach scheint es dem Stellvertreter des 
Ministerpräsidenten, Heinrich Rau, selbst in 
einem Referat über die nächsten Aufgaben des 
Maschinenbaus vor Leitern volkseigener Be-
triebe unvermeidlich, seine wirtschaftlichen For-
derungen mit der Mahnung zu verquicken:

„Bei der Durchführung aller unserer wirt-
schaftlichen Aufgaben dürfen wir nicht über-
sehen, daß es in 
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der Welt noch starke feindliche 
Kräfte gibt, die den Vormarsch des Sozialismus 
aufhalten und die bisherigen sozialistischen Er-
rungenschaften rückgängig machen möchten." )

Daran ist bemerkenswert, daß auch Rau — 
wie vor ihm schon Ulbricht auf der Parteikon-
ferenz — jetzt von sozialistischen Errungen-
schaften spricht statt, wie es bis dahin üblich 
war, von demokratischen Errungenschaften. Bei-
de Begriffe werden fortan auswechselbar ge-
braucht, als Synonyme für ein und dieselbe 
Sache. So erklärt Rau bei anderer Gelegenheit, 
der „Staat der Werktätigen" müsse „ein star-
ker Staat sein, der willens und fähig ist, den 
sozialistischen Aufbau und unsere demokrati-

45) A. a. O. S. 1880.
46) A. a. O. S. 1881.
47) A. a. O. S. 1882.
48) A. a. O. S. 1911.
49) »Tägliche Rundschau* vom 29. 7. 1952. 

sehen Errungenschaf
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ten zu schützen und zu 
sichern“. )

Es wäre ermüdend, die endlose Liste der Bei-
spiele noch weiter zu verlängern und im ein-
zelnen zu zeigen, wie sich der ganze monopoli-
sierte Propagandaapparat des Systems auf die 
von Pieck angekündigte Aufklärungskampagne 
einstellt, in der die totalitären Methoden der 
Bewußtseinsvergewaltigung unverkennbar her-
vortreten. Charakteristisch ist es, wenn das 
Politbüro in seinen Richtlinien für eine „fort-
schrittliche Filmkunst“ d
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ie DEFA rügt, daß in 
ihrer Produktion, besonders in den Spielfilmen, 
„unsere Errungenschaften ... nicht genügend 
zum Ausdruck“ ) kämen, und wenn die all-
gemeinbildenden Schulen beim „Aufbau des

Systematische Erzeugung einer Massenpsychose
So absurd das klingt, der Wahnsinn hat 

Methode. Und zumindest eines wird klar: wie 
verfehlt es wäre, in dieser Errungenschafts-
kampagne zuvorderst die Reaktion auf eine 
reale Bedrohung von außen durch interventions-
durstige kapitalistische Imperialisten zu sehen. 
Genau so wenig handelt es sich primär um die 
ideologische Rechtfertigung und die massen-
psychologische Zementierung der Remilitarisie-
rung in der Zone, obwohl diesen Motiven ohne 
Zweifel entscheidende Bedeutung beizumessen 
ist. Es geht aber dem Regime um etwas viel Um-
fassenderes. Es geht um die künstliche Erzeu-
gung einer überhitzten, alle Lebensbereiche 
durchdringenden militanten Atmosphäre, einer 
Massenpsychose des Kriegszustandes, in der es 
nur Freunde und Feinde geben kann und in der 
die durch das Gesetz der Geschichte zum Sieg 
prädestinierten Kräfte des Fortschritts — an 
welcher „Front“ auch immer sie kämpfen: an 
der Front der Industriepoduktion oder der 
Landwirtschaft, an der Front der Erziehung, der 
Wissenschaft oder der Kultur usw. — eine gi-
gantische „Schlacht“ für den „Aufbau des So-
zialismus" schlagen und die Feinde niederrin-
gen.

Ein scheinbar abseitiges Beispiel mag diese 
Tendenz belegen. Am 20. Juli 1952 setzte sich 
in der „Jungen Welt" 54 ) ein Arzt, der so fort-
schrittsfreudig ist, daß er am liebsten „jede 
junge und gesunde, zukunftsgerichtete Frau“ in 
die „Brigaden der Traktoristinnen" einreihen 
möchte, „die im Interesse des Friedens und der 
Festigung unserer Republik die Schlacht an der 
,Getreidefront‘ siegreich führen", mit der Frage 
auseinander: „Schadet Traktorfahren unseren 
Mädchen?“:

„Seit Jahren schon“, so beginnt er, „finden 
wir unter den Traktoristen der Maschinen-Aus-
leih-Stationen zahlreiche Frauen, die hier un-

50) „Neues Deutschland" vom 7. 10. 1952 (Aus 
der Rede des amtierenden Ministerpräsidenten 
Heinrich Rau beim Staatsakt anläßlich der Grün-
dung der DDR).

51) Abgedruckt in: Dokumente der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands, Bd. IV, Berlin 
1954, S. 84 ff. Zitat S. 86.

54) „Junge Welt“ vom 20. 7. 1952 (Schadet Trak-
torfahren unseren Mädchen? Dr. med. Gerhard 
Misgeld antwortet).

Sozialismus" u. a. die Aufgabe zugewiesen er-
halten, „die Jugend zu allseitig entwickelten 
Persönlichkeiten zu erziehen, die fähig und 
bereit sind, den Sozialismus
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 aufzubauen und die 
Errungenschaften der Werktätigen bis zum 
äußersten zu verteidigen". )  Selbst vor den 
Kindergärten macht die Partei nicht halt; und 
in „Kampfplänen" verpflichten sich die Be-
treuerinnen, ihre kleinen Schützlinge mit Hilfe 
der Erfahrungen der Sowjetpädagogen im „Geist 
des Sozialismus“ zu erziehen:

„Unsere Errungenschaften wollen wir uns 
nicht durch Machenschaften kap
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italistischer Ag-
gressoren zerstören lassen. Darum wird Wach-
samkeit auch in unserem Kindergarten immer 
wieder höchstes Gebot sein." )  

mittelbar am entscheidendsten Kettenglied der 
Vorwärtsentwicklung auf dem Lande ihre Ma-
schinen von einer friedlichen Schlacht zur an-
deren, von Herbst- und Frühjahrsbestellung zur 
Ernte führen und damit einen großen Beitrag 
für die Festigung unserer jungen Republik lei-
sten. Die Traktoristinnen der MTS in der So-
wjetunion sind ihnen leuchtende Vorbilder bei 
ihrer Arbeit.

Was wundert es uns, wenn angesichts dieser 
Entwicklung die Feinde des Fortschritts sich er-
heben und einzudringen versuchen in die Reihen 
derjenigen, deren Elan dem Lande fortschritt-
liche Arbeitsmethoden bringt und damit Motor 
allen Werdens ist...

Ein neues, widerliches Mittel ist nun den 
Feinden des Fortschritts eingefallen, um zu ver-
suchen, die geschlossene Front unserer Mädchen 
und Jungen auf den Traktoren ins Wanken zu 
bringen. Sie behaupten, Traktorfahren ist für 
Mädchen und Frauen gesundheitsschädigend. 
Ihr aber, Mädchen und Jungen, habt damit wie-
der ein Mittel, die Feinde des Fortschritts an 
diesem .Argument' zu entlarven.“

Nach dieser Einleitung entlarvt unser medi-
zinischer Autor die gesundheitlichen Bedenken 
gegen die Betätigung von Frauen und Mädchen 
als Traktoristinnen als ein gegenstandsloses 
Gerücht, das wie „jede Form menschenfeind-
licher Propaganda" auf die Unkenntnis der 
wirklichen Zusammenhänge spekuliere und sich 
auf der gleichen Höhe bewege wie die seiner-
zeit auch von „manch einem Medikus“ geteil-
ten Bedenken derjenigen, die, als vor mehr als 
hundert Jahren die erste Eisenbahn ratternd 
und puffend ihre Strecke dahinschlich, bedenk-
lich die Köpfe geschüttelt und den Eisenbahn-
benutzern wegen der angeblich für den mensch-
lichen Organismus unerträglich hohen Ge-
schwindigkeiten Tod und Verderben prophezeit 
hätten. „Damals wie heute", schließt der Artikel,

52) Beschluß des Politbüros der SED vom 29. Juli 
1952. Abgedruckt in: Dokumente der SED IV, S. 
116 ff. Zitat S. 116.

53) „Neue Erziehung in Kindergarten und Heim“, 
Nov. 1952 (Erster Kampfplan eines Kindergartens). 



die eingangs bereits vorweggenommene Moral 
von der Geschicht’ nochmals bekräftigend,

„werden die Wortführer solcher Gedanken 
bewußt oder unbewußt zu Werkzeugen im Inter-
esse fortschrittsfeindlicher Menschengruppierun-
gen.

Sehen wir in unserem Kampf um die Ver-
wirklichung der Losung .FDJlerinnen auf die 
Traktoren!1 neben der notwendigen Erfüllung 
einer Tagesförderung ein Mittel zur Entlarvung 
und Bekämpfung fortschrittsfeindlicher Tenden-

Der kapitalistische Universalfeind
Es kommt in unserem Zusammenhang nicht 

darauf an, wie sich das Traktorfahren auf den 
weiblichen Organismus auswirkt; und es darf 
eingeräumt werden, daß die Mediziner bei der 
Beantwortung dieser Frage zu verschiedenen Re-
sultaten gelangen können. Entscheidend ist, 
daß es im Bereich des totalitären Sowjetzonen-
regimes nur eine Antwort geben darf und daß 
jeder, der es sich erlaubt, eine andere Auffas-
sung zu vertreten, gleichgültig, ob es sich dabei 
um das fachmännische Gutachten eines Arztes 
oder um das Urteil eines Laien handelt, Gefahr 
läuft, als Feind des Fortschritts und als Partei-
gänger oder Helfershelfer des imperialistischen 
Kapitalismus denunziert zu werden. Der vor-
liegende Artikel, der die von den Sowjets ent-
lehnte vulgäre Fortschrittsideologie mit Vir-
tuosität handhabt, zeigt mit besonderer Ein-
dringlichkeit, wie die Propaganda den inneren 
und den äußeren Feind des Regimes miteinan-
der identifiziert. Dieser allgegenwärtige kapita-
listische Universalfeind ist für das kommunisti-
sche System in Sowjetrußland selbst und im ge-
samten Ostblock genau so unentbehrlich wie 
der jüdisch-bolschewistische es für die Hitler-
diktatur war. Ein derartiger Universalfeind ge-
hört zu den lebensnotwendigen Voraussetzun-
gen totalitärer Propaganda und totalitären Ge-
sinnungsterrors; auch in Staatswesen mit demo-
kratischer Grundstruktur taucht er fast unwei-
gerlich dann auf, wenn mehr oder minder aus-
geprägte totalitäre Tendenzen sich anschicken, 
die Demokratie von innen heraus in ihrer 
Funktionsfähigkeit zu bedrohen. Gibt es ihn 
nicht oder erscheint seine Existenz nicht von 
vornherein einleuchtend, so ist es die Aufgabe 
der Propaganda, den Teufel so lange an die 
Wand zu malen, bis ihn alle leibhaftig vor sich 
sehen.

Diese Methode ist also nicht neuartig; und 
das SED-Regime hatte sich in ihrer Handhabung 
bis zum Sommer 1952 schon eine beträchtliche 
Erfahrung erworben; aber erst von diesem Zeit-
punkt ab bedient es sich ihrer mit der gleichen 
Intensität und der gleichen Perfektion wie die 
Führung der Sowjetunion seit dem ersten Fünf-
jahrplan Stalins. Der Vergleich mit dem Ruß-
land der Fünfjahrpläne drängt sich zwar bereits 
seit dem Übergang zur Totalplanung nach so-
wjetischem Muster in der zweiten Phase der 
Sowjetisierung Mitteldeutschlands auf Schritt 
und Tritt.auf; doch erst jetzt, nachdem die SED 
und ihre Moskauer Protektoren glauben, auch 

zen und zur Überwindung von Resten bürger-
licher Fäulnis, die unseren Mädchen das Recht 
einer freien Entwicklung ihrer Fähigkeiten im 
Interesse der Erhaltung sexual-patriarchalischer 
Privilegien absprechen möchten. Kämpfen wir 
gegen die Störversuche der Imperialisten durch 
Gerücht- und Meinungsmache, für die Entwick-
lung eines neuen Verhältnisses zwischen Mann 
und Frau. — Für die Steigerung der Hektarer-
träge im Interesse der Festigung unserer Deut-
schen Demokratischen Republik.“ 

die letzten Rücksichten fallen lassen zu kön-
nen, wird er vollends schlüssig. „Aufbau des 
Sozialismus“ — das bedeutet ein engmaschiges 
Geflecht ineinandergreifender Maßnahmen, um 
Mitteldeutschland nunmehr unwiderruflich in 
die Schablone der sowjetischen Staats- und Ge-
sellschaftsordnung hineinzuzwingen. Es bedeu-
tet den forcierten Ausbau der Schwerindustrie 
und den Generalangriff auf das Privateigentum 
der Bauern und der bisher von der Enteignung 
verschont gebliebenen Gewerbetreibe
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nden; es 
bedeutet straffste Zentralisierung des gesamten 
Staatsapparates und neue Säuberungen inner-
halb der Partei, es bedeutet Remilitarisierung 
und Verschärfung des Druckes auf alle Kreise 
der Bevölkerung, wobei nicht zuletzt der Ver-
such gemacht wird, auch die Kirche als die ein-
zige große Institution, die sich der Gleichschal-
tung zu entziehen vermochte, unter die Botmä-
ßigkeit des Staates zu zwingen ).

In dieser Situation des von oben dekretier-
ten „verschärften Klassenkampfes" sind die 
Errungenschaften als hervorragender Bestandteil 
der sowjetischen Fortschrittsideologie und als 
Kernbegriff der Vulgärdialektik für die SED-
Propaganda genau so unentbehrlich wie für die

Synthese von Terror und Propaganda
Im gleichen Sinne sieht auch die SED-Füh-

rung die in der Sowjetunion erprobte und be-
währte Synthese von Terror und Propaganda als 
das geeignete Mittel an, um den „Aufbau des 
Sozialismus" mit größtmöglicher Beschleunigung 
voranzupeitschen. Die Propaganda rechtfertigt 
den Terror und gibt zugleich den Rhythmus des 
geplanten Fortschritts an. Sie bietet nicht nur 
die Möglichkeit, denjenigen, der sich dem Re-
gime nicht gutwillig fügt, als Feind des Fort-
schritts und damit auch als Landesverräter zu 
brandmarken, sondern sie erlaubt es auch, ganze 
soziale Gruppen, die dank ihrer „objektiven“ 
Klassenlage den Feinden zugerechnet werden, 
zu diskriminieren. Selbst die linientreuesten 
Funktionäre sind nie sicher davor, eines guten 
Tages nicht als angebliche Saboteure, Diver-
santen, Spione oder Agenten des Kapitalismus 
zu erwachen, wenn das Regime einen Sünden-

Sowjetpropaganda seit Ende der zwanziger 
Jahre; und wie damals in der Sowje 56tunion ) 
verbindet sich auch jetzt in der deutschen So-
wjetzone mit der verstärkten Propagierung der 
Errungenschaften die Tendenz einer Patrioti-
sierung der kommunistischen Ideologie. Wenn 
diese Tendenz in Ansätzen auch bereits vorher 
sichtbar geworden war, so zeichnet sich doch 
die Zäsur von 1952 deutlich ab 57). Fast schlag-
artig setzt eine Revision des Geschichtsbildes 
ein; und die „fortschrittlichen Kräfte der deut-
schen Vergangenheit“ sind seither aus den Be-
mühungen der Einheitspartei, der sowjetzonalen 
Staatsideologie einen national-deutschen An-
strich zu geben, nicht mehr wegzudenken. Da-
bei ist es selbstverständlich, daß der deutsche 
Nationalismus der SED in keinem Augenblick 
den sowjetischen Führungsanspruch in Frage 
stellen darf und sich im übrigen der suprana-
tionalen Ideologie des Großblocks unterzuord-
nen hat, wodurch ungewollt der provinzielle 
Charakter des SED-Staates nur noch unter-
strichen wird.

55) Vgl. u. a. Carola Stern, Porträt einer bolsche-
wistischen Partei, Funktion und Situation der SED, 
Köln 1957, S. 146 fi.

56) Vgl. oben S. 60 ff.
57) Vgl. u. a. Fritz Kopp, Die Wendung zur 

„nationalen“ Geschichtsbetrachtung in der Sowjet-
zone, München 1955.

Um der patriotisierten Fortschrittsideologie 
die nötige Überzeugungskraft zu verleihen, be-
darf es der Behauptung, daß die Errungenschaf-
ten der Sowjetzonenrepublik und der Werk-
tätigen bedroht seien; es bedarf ihrer ebenso 
sehr wie die Sowjetunion der „kapitalistischen 
Einkreisung“ bedurfte, und zwar als eines Mit-
tels der innersowjetischen Propaganda, um den 
patriotischen Eifer der Sowjetbürger so anzu-
stacheln, daß sie, ohne offen zu rebellieren, alle 
Entbehrungen und Anstrengungen, die das Sta-
linsche Programm der Industrialisierung und 
Kollektivierung ihnen abforderte, auf sich neh-
men sollten, um mit dem „Fortschritt“ auch zu-
gleich dem „sozialistischen Vaterland" Rußland 
zu dienen. Der äußere kapitalistische Feind hat 
den Beweis dafür zu liefern, wie gefährlich der 
Feind im Innern, der „Klassenfeind" ist, mit 
dem ihn die totalitäre Propaganda identifiziert.

bock für seine Mißerfolge benötigt. So gehört 
es einerseits zu der bereits geschilderten Atmo-
sphäre des permanenten Kriegszustandes, daß 
die Errungenschaften des Regimes ständig auch 
von innen her bedroht sind. Auf der anderen 
Seite suggeriert die Errungenschaftspropaganda 
die Illusion, daß die große Schlacht von Sieg 
zu Sieg voranschreitet und daß in den Errun-
genschaften die paradiesische Zukunft schon 
Gestalt angenommen hat. Diese scheinbar greif-
bar nahe Zukunft, die Zukunft, die schon be-
gonnen hat, rechtfertigt nach russisch-bolsche-
wistischer Manier das Elend der Gegenwart. 
Hier wie dort sind die Errungenschaften in 
erster Linie die uneingelösten Wechsel auf die 
Zukunft; und es erscheint charakteristisch, daß 
in der SED-Propaganda zumeist sehr allgemein 
von ihnen die Rede ist. Die „demokratischen



Errungenschaften", die „sozialistischen Errun-
genschaften", die „Errungenschaften der Werk-
tätigen" oder einfach „die Errungenschaften“ 
schlechthin sind es, die die werktätige Bevöl-
kerung der Sowjetzone dazu animieren sollen, 
ihre Arbeitsproduktivität zu steigern oder sonst 
zu tun, was das Regime immer von ihnen ver-
langt. Will man sich darunter konkret etwas 
vorstellen, so bleiben im wesentlichen nur die 
grundlegenden Elemente des sowjetzonalen 
Staatsaufbaus — also die angebliche Herrschaft 
der Arbeiterklasse in Gestalt der Parteidiktatur 
der SED und die Eingriffe in die wirtschaftliche, 
soziale und politische Struktur, auf die sie sich 
gründet.

Die SED versucht jedoch schon in dieser 
Phase, zu psychologisch größeren Erfolg verspre-
chenden Mitteln zu greifen, um bei den „Werk-
tätigen" die Vorstellung zu erwecken, daß die 
„Deutsche Demokratische Republik" ihr Staat 
sei und daß diesem Staat nichts mehr am Her-
zen läge als ihre sozialen Errungenschaften, die 
von der parteioffiziellen Propaganda jetzt mehr 
und mehr herausgestellt werden.

So bezeichnet das „Neue Deutschland“ vom 
6. Mai 1953 den „Feriendienst der Gewerk-
schaften" als „eine der sozialen und kulturel-
len Errungenschaften unserer Republik, die im-
mer wieder die Bewunderung der westdeutschen 
Arbeiter und Angestellten erregen, die als 
Gäste in einem der FDGB-Heime weilen. Sie 
können es kaum fassen, daß in den schönen 
und prächtigen Häusern in Kühlungsborn oder 
Ahlbeck an der Ostsee, in Oberhof im Thürin-
ger Wald oder in Bad Schandau in der Säch-
sischen Schweiz Menschen wie sie, Arbeiter und 
Angestellte, ihren Urlaub verbringen. Kein 
westdeutscher Berg- oder Metallarbeiter ver-
dient genug, um sich einen Urlaub an der Nord-

Vom 17. Juni 1953
Trotz der Selbstkritik, die das Sowjetzonen-

regime beim Übergang zum „Neuen Kurs" ge-
leistet hatte, war es weit davon entfernt, seine 
eigenen Fehler als Ursache der Empörung anzu-
erkennen. Zwar wurden die selbstkritischen Ein-
geständnisse nach der Niederschlagung des Auf-
standes durch die sowjetischen Besatzungstrup-
pen fortgesetzt, und die SED scheute selbst vor 
der Feststellung nicht zurück, wenn „Massen 
von Arbeitern" die Partei nicht verstünden, sei 
die Partei schuld und nicht die Arbeiter1); aber 
das hinderte sie keineswegs daran, nach der 
alten Methode der kommunistischen Dialektik 
den kapitalistischen Universalfeind als den in 
Wirklichkeit einzig Verantwortlichen für alle 
Schwierigkeiten des Regimes und damit auch für 
die Katastrophe des 17. Juni anzuprangem. So 
machte sich der sowjetzonale Propagandaappa-
rat von Anfang an die Version zu eigen, daß 
der Aufstand von Provokateuren, Agenten, 
Lockspitzeln und käuflichen Kreaturen im Dien-

1) »Neues Deutschland“ vom 23. 6. 1953 (Erklä-
rung des Zentralkomitees der SED: Uber die Lage 
und die unmittelbaren Aufgaben der Partei).

2) Schon am 17. Juni und 18. 6. 1953 wurde diese 
Version verbreitet. Vgl. „Neues- Deutschland" vom 
17. 6. 1953 (Provokationen von Westberliner 
Kriegshetzern im demokratischen Sektor Berlins); 
„Berliner Zeitung" vom 17. 6. 1953 (Aufruf der 
Bezirksleitung der SED); ADN vom 18. 6. 1953 
(Bekanntmachung des sowjetischen Militärkom-
mandanten von Ostberlin, Generalmajor Dibrowa).

3) „Neues Deutschland" vom 23. 6. 1953 (Er-
klärung des Zentralkomitees der SED): Uber die 
Lage und die unmittelbaren Aufgaben der Partei).

58) „Freiheit" vom 29. 5. 1953 (über Erscheinun-
gen des Opportunismus in der Parteileitung des 
Hydrierwerkes Zeitz).

59) Für den Volksaufstand vom 17. Juni 1953 
vgl. Stefan Brant (unter Mitwirkung von Klaus 
Bölling), Der Aufstand, Vorgeschichte, Geschichte 
und Deutung des 17. Juni 1953, Stuttgart 1954; 
A. Baring, Der 17. Juni 1953 (Bonner Berichte aus 
Mittel- und Ostdeutschland), Bonn 1957; The So-
viel Zone of Germany (Human Relations Area 
Files, Subcontractor's Monograph 34, Harvard), 
New Haven 1956, S. 337 ff. (Subversive Potentiali-
ties as illustratet by the Uprising of June 17th 
1953); Erich Matthias, Zur Bibliographie 17. Juni, 
in; „Ost-Probleme“, Jg. 1954, S. 1430 ff.; ders. in: 
»Politische Literatur", Jg. 1954, S. 922 ff.

see oder im Schwarzwald oder in Oberbayern 
zu leisten, ganz zu schweigen von dem Elends-
heer der hungernden Erwerbslosen.

Der Masse der westdeutschen Werktätigen 
ist ein Urlaubs auf enthalt, wie ihn die Arbeiter 
und Angestellten in der Deutschen Demokra-
tischen Republik schon für selbstverständlich 
halten, ein unerfüllbarer Wunsch, weil sie kein 
Geld dafür haben. Sehr rasch begreifen sie, daß 
das Bestehen eines billigen, organisierten Fe-
riendienstes in der Deutschen Demokratischen 
Republik in engem Zusammenhang damit steht, 
daß hier die Werktätigen die Herren der sozia-
listischen Betriebe sind und das entscheidende 
Wort in Staat und Wirtschaft sprechen. In West-
deutschland aber sind die Imperialisten wieder 
obenauf. Sie haben auch die Kur- und Badeorte 
für ihre Vergnügungszwecke mit Beschlag be-
legt."

Es gehört wenig Phantasie dazu, um sich aus-
zumalen, mit welchen Gefühlen mitteldeutsche 
Arbeiter im Mai 1953 derartige verzerrte und 
verlogene Vergleiche ihrer Lebensbedingungen 
mit denen ihrer westdeutschen Kollegen ausge-
nommen haben. Zu dieser Zeit konnte selbst 
die Staatspartei kaum noch die Augen davor 
verschließen, in was für ein Chaos der mit groß-
artigen Versprechungen begonnene „Aufbau des 
Sozialismus" eingemündet war. Die Lebensmit-
telversorgung hatte einen Tiefstand erreicht, 
während die Zahl der Republikflüchtigen unauf-
haltsam anwuchs. Wenige Wochen später sah 
sich die SED gezwungen, ihre Fehler einzuge-
stehen und den „Neuen Kurs“ einzuleiten, 
nachdem sie noch kurz zuvor, am 28. Mai, eine 
Anordnung der Regierung veranlaßt hatte, die 
Arbeitsnormen in den volkseigenen Betrieben 
um mindestens 10 Prozent zu erhöhen. Diese 
Anordnung, die die ausgebeuteten Arbeiter bis 

zur Ungarischen Oktoberrevolution 1956
ste des amerikanischen und westdeutschen Groß-
kapitalismus angezettelt worden sei, die sich die 
in der Bevölkerung herrschende Mißstimmung 
zunutze gemacht hätten 2).

In diesem Sinne erklärte das Zentralkomitee 
der SED am 21. Juni 1953 3) zu den Ereignis-
sen, es sei vor allem erforderlich, daß diejenigen 
Teile der Arbeiterklasse, die, durch diese Miß-
stimmung verführt, „ohne es zu sehen und zu 
wollen, unter den Einfluß ihrer geschworenen 
Feinde, der Monopolkapitalisten und Faschi-
sten, geraten“ seien, aus der Verwirrung her-
ausgerissen würden und daß „das Vertrauens-
verhältnis zwischen Arbeiterklasse, Partei und 
Regierung wiederhergestellt" würde. Diesen Ar-
beitern, die sich von Partei und Regierung ver-

zur Weißglut provozierte, wurde auch mit der 
Verkündung des „Neuen Kurses" am 9. Juni 
nicht zurückgenommen. Die Geschichte der Nor-
menerhöhung aber ist die direkte Vorgeschichte 
des 17. Juni 1953. An diesem Tag nahmen die 
Arbeiter den offenen Kampf gegen ihre Unter-
drücker auf und zerstörten durch ihre Haltung 
die historische Legende von den Kommunisten 
als einer Arbeiterpartei. Der Aufstand der Ar-
beiter setzte die Zone in Flammen; und die Be-
völkerung zeigte der SED auf eine sehr drasti-
sche Weise, was sie von den Errungenschaften 
des Regimes hielt.

Die SED hatte geglaubt, sich dieses Begriffes 
im russischen Sinne bedienen zu dürfen. Aber 
die Sowjetzonenbevölkerung war nicht bereit, 
den Wechsel auf die Zukunft
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 zu kreditieren. 
Die vielgepriesenen Errungenschaften erinner-
ten sie nur an die unerträgliche Diskrepanz zwi-
schen Propaganda und Wirklichkeit. Bereits im 
Mai hatte ein Arbeiter in einer Betriebsver-
sammlung, über die das hallensische Partei-
organ mit dem Namen „Freiheit" )  berichtete, 
offen ausgesprochen:

„Kollegen, was sich jetzt bei uns tut, ist für 
uns als Arbeiter beschämend. 70 Jahre nach dem 
Tode von Karl Marx müssen wir noch über die 
elementarsten Lebensbedürfnisse debattieren. 
Wenn Karl Marx dieses ahnte, würde er sich 
im Grabe umdrehen. Es gibt nur einen Verbes-
serungsvorschlag, und der heißt: Zurück zur 
Vernunft!“

Und ein anderer Arbeiter fügte hinzu: „Wir 
wollen leben wie die Menschen, weiter wollen 
wir nichts!" Besser und eindringlicher lassen 
sich die Motive, die zum Juni-Aufstand führten, 
nicht darlegen. Er wurde aus sozialer Empörung 
geboren und hinter dieser Empörung stand von 
Anfang an der elementare Wille zur Freiheit 59 ).

lassen glaubten, sei noch nicht klar geworden, 
daß die Niederschlagung der „faschistischen Pro-
vokation“ auch ihnen nütze und die Grundlage 
für ihr weiteres Leben sei:

„Ihnen sind die Zusammenhänge noch nicht 
klar, daher haben sie nur ihre örtlichen und be-
trieblichen Forderungen im Auge. Und daher 
verlieren sie die entscheidende Tatsache aus 
dem Auge, daß die faschistische Provokation 
einsetzte, weil und nachdem die Regierung eine 
Kette von Maßnahmen beschlossen hatte — 
nicht nur, um berechtigte Forderungen der 



Werktätigen zu befriedigen, sondern um — das 
ist der neue Kurs! — ein solches Wirtschafts-
leben und solche Verhältnisse in den Betrie-
ben und in der ganzen Deutschen Demokrati-
schen Republik zu schaffen, die verhindern, daß 
berechtigte Forderungen ein zweites Mal über-
sehen werden. Diese Arbeiter erkennen vor 
allem nicht, daß ihr schlimmster Feind, der 
amerikanische und deutsche Großkapitalist, der 
bei sich die Arbeiter tritt, Millionen auf die 
Straße setzt, verhungern läßt und demoralisiert, 
ihre Forderungen ausnutzt, um seine Ziele zu 
verwirklichen und zwar Ziele, die unweigerlich 
dazu führen müßten, daß die Sicherheit, das 
Leben der Arbeiter in der Deutschen Demokra-
tischen Republik bedroht ist. Der großen Mehr-
heit der Arbeiter, die sich von den Provoka-
teuren täuschen ließen, ist das blitzartig klar 

geworden, als sie einsahen, wie unter den Hän-
den der Provokateure ihre mit Schweiß erarbei-
teten Errungenschaften, Klubhäuser, Lehrlings-
heime, Betriebskantinen durch Benzin und 
Phosphor in Flammen aufgingen. ,Das ist nicht 
unser Wille', sagten sie. ,Hier sind wir auf dem 
falschen Wege.'

Die Partei wird in diesem Augenblick, der 
Taten fordert, dem Gegner nicht dadurch in die 
Hände spielen, daß sie ihre Kräfte in Erörterun-
gen darüber erschöpft, wie es zu solchen Miß-
verständnissen bei einem Teil der Werktätigen 
kommen konnte.“

Bereits diese erste offizielle Stellungnahme 
des Zentralkomitees nach dem 17. Juni zeigt 
deutlich, daß die von der SED notgedrungen 
geübte Selbstkritik keinen grundsätzlichen Cha-
rakter hat und sich im wesentlichen auf das Ein-

geständnis eines psychologischen Versagens 
reduziert, während die Richtung der Gesamt-
politik der Partei nicht in Frage gestellt wird. 
Die SED bedauert im Grunde lediglich, daß sie 
ihre po
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litischen und wirtschaftlichen Maßnah-
men zu unvorsichtig dosiert hat, daß sie, wie 
Otto Grotewohl zugab, „zu einem Teil zu 
hastig, zu sprunghaft nach vorn gelaufen" sei 
und so die Verbindung zu den Massen verloren 
habe ). Aber bei der „Kluft zwischen der Partei, 
zwischen der Regierung und zwischen dem 
Volk" (Grotewohl) 5), die sich auf diese Weise 
gebildet habe, handelt es sich nach der Erklä-
rung des Zentralkomitees 6) nur um „Miß-
verständnisse", die es auszuräumen gilt. Dabei 
wird von vornherein betont, daß die „ständige 
Steigerung der Arbeitsproduktivität“ nach wie 
vor die dringlichste Aufgabe sei.

7) „Neues Deutschland" vom 3. 7. 1953 (Was 
sollen die Gewerkschaftsleitungen jetzt tun?).

8) Zitiert nach Stefan Brant (unter Mitwirkung 
von Klaus Bölling), Der Auf stand, Vorgeschichte, 
Geschichte und Deutung des 17. Juni 1953 Stuttgart 
1954, S. 264. Die von Brant als „Blatt des Verteidi-
gungsministeriums“ genannte Zeitung „Der Kämp-
fer" wurde in Wirklichkeit vom „Ministerium des 
Innern" herausgegeben. Das Ministerium für Ver-
teidigung wurde erst 1955 geschaffen. Der genaue 
Titel lautete: „Der Kämpfer, Blatt der K(asernier-
ten) V(olks) P(olizei), Organ des Ministeriums des 
Innern.“ Die Zeitung stellte nach der Überführung 
der KVP in die Volksarmee und Bereitschafts-
polizei ihr Erscheinen ein. Heute wird unter dem 
gleichen Titel vom Zentralkomitee der SED das 
„Organ der Kampfgruppen der Arbeiterklasse" 
herausgegeben.

4) Rede Grotewohls im Transformatorenwerk 
„Karl Liebknecht“. Ausschnittsweise wiedergegeben 
nach „Radio Ostberlin III" vom 23. 6. 1953 in: 
„Ost-Probleme“, Jg. 1953, S. 1120 Die Rede wurde 
in der Presse des SBZ nur am Rande behandelt, 
ohne, daß die hier zitierten wesentlichen Stellen 
auch nur angedeutet worden wären. Vgl. dazu: 
Berliner Zeitung" vom 24 6. 1953; „Neues Deutsch-
land" vom 24. 6. 1953.

5) A. a. O.
6) S. Anm. 3
9) Zitiert nach Brant S. 246.
10) Zitiert nach „Neues Deutschland" vom 28. 

7. 1953.
11) Vgl. oben S. 106.

Konzessionen im Rahmen des „Neuen Kurses"
So sollen die Konzessionen, die im Rahmen 

des sich schon hier als eine rein taktische 
Schwenkung entpuppenden „Neuen Kurses“ 
gemacht werden, einem doppelten Zweck die-
nen, nämlich einerseits die aufgeregte und auf-
sässige Bevölkerung möglichst schnell beschwich-
tigen und andererseits durch materielle Anreize 
ein besseres psychologisches Klima für die Er-
füllung der Forderungen des Regimes an die 
„Werktätigen" schaffen. Die materiellen Er-
leichterungen und Versprechungen werden er-
gänzt durch den propagandistischen Versuch, 
die Bevölkerung und vor allem die Arbeiter da-
von zu überzeugen, daß sich der Aufstand ge-
gen ihr ureigenstes Interesse gerichtet habe, wo-
bei den Errungenschaften die Funktion zufällt, 
die sichtbar gewordene Diskrepanz zwischen den 
subjektiven Interessen der Arbeiter und ihrem 
angeblichen objektiven Klasseninteresse, das 
von der SED mit dem Staatsinteresse und der 
Staatsraison gleichgesetzt wird, zu überbrücken.

Es darf allerdings füglich bezweifelt werden, 
ob der Hinweis auf solche, auch unter kapita-
listischen Verhältnissen keineswegs ungewöhn-
lichen Errungenschaften wie Betriebskantinen 
und Lehrlingsheime, auf die es die Provokateure, 
wie das Zentralkomitee sich nicht entblödete zu 
behaupten, besonders abgesehen hatten, dazu 
angetan war, die durch die sowjetischen Bajo-
nette in Schach gehaltenen Arbeiter mit dem 
SED-Regime auszusöhnen und ihren Zorn von 
ihren leibhaftigen Unterdrückern auf den ima-
ginären „Klassenfeind“ abzulenken. Dieser 
Zweifel erscheint um so berechtigter, als das Bild, 
das die gleichzeitigen selbstkritischen Auslas-
sungen von dem Zustand der sozialen Einrich-
tungen in den sowjetzonalen Betrieben zeich-
nen, alles andere als rosig ist:

„Ob es sich um unzureichende Umkleide-
räume, falsche Regelung der Pausen, um fehlen-
des warmes Wasser zum Waschen, um schlechte 
Entlüftung, um die unzureichende und meist 
minderwertige Arbeitskleidung handelt, oder 
ob die Arbeiter vorschlugen, ihre An- und Ab-
fahrt zum Betrieb besser zu regeln, so daß sie 
nicht vor und nach Schichtschluß mehrere Stun-
den auf der Bahn verbringen müssen — diese 

und viele andere Fragen des täglichen Lebens, 
der Versorgung, der Wohnung usw. bedrückten 
sie seit langem und wirkten sich auf ihre Ar-
beitsfreude lähmend aus.“

So heißt es jedenfalls in einem Artikel des 
„Neuen Deutschland“ vom 3. Juli 195 3 7), in 
dem ein „Sofortprogramm zur Verbesserung der 
sozialen, hygienischen und sanitären Verhält-
nisse in Betrieben“ gefordert wird.

Ein noch bezeichnenderes, wenn auch gro-
teskes Licht auf die Errungenschaften, die das 
Regime als 
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Beweise seiner Fortschrittlichkeit 
gewertet sehen will, wirft es, wenn „Der 
Kämpfer“ ) vom 4. Juli den „Genossen Langer" 
rühmte, weil er so heldenhaft seine Pflicht getan

Generallinie war und bleibt richtig
Die „Generallinie war und bleibt richtig“, 

betonte die Entschließung und berief sich dabei 
auf die „großen historischen Erfolge“, die von 
der SED in ihrer kurzen Geschichte errungen 
worden seien:

„Das Verdienst um diese wahrhaft großen Er-
rungenschaften, die für immer in die Geschichte 
des deutschen Volkes eingezeichnet sind, kann 
niemand und nichts der Sozialistischen Einheits-
partei Deutschlands nehmen.“

Es sei richtig gewesen, „daß unsere Partei 
sich auf die Arbeiterklasse und die werktätigen 
Bauern orientierte, daß sie kein Monopolkapi-
tal, keine Junker, keine faschistischen Orga-
nisationen und keine Kriegshetze zugelassen“ 
habe, daß sie „Deutschland auf den Weg des 

habe, als „die faschistischen Banden die Justiz-
haftanstalt und andere volkseigene Einrichtun-
gen in Halle vorübergehend besetzen konnten“ 
und damit versuchten, „unsere Errungenschaf-
ten" zunichte zu machen9). Diesem Zitat wird 
keineswegs zuviel Ehre angetan, wenn man es in 
seiner ungewollten Offenheit als Beleg dafür 
nimmt, daß von einem tiefgreifenden Wandel 
der SED-Politik nicht die Rede sein konnte. 
Schon kurz darauf, Ende Juli 1953, hielt es die 
SED für angebra
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cht, mit der Entschließung der 
15. Tagung des Zentralkomitees über den 
„neuen Kurs und die Aufgaben der Partei" ) 
die letzten illusionären Mißverständnisse zu be-
seitigen.

Sozialismus führte und in der Deutschen Demo-
kratischen Republik mit der Errichtung des So-
zialismus begann".

Derartige Ruhmreden auf die eigenen Ver-
dienste der diskreditierten Machthaber, die nur 
durch das Eingreifen der Besatzungsmacht ihrem 
Schicksal entgangen waren, konnten von der 
Bevölkerung nicht anders denn als Zeugnisse 
für einen beispiellosen Zynismus empfunden 
werden. Besonders aber die Arbeiter, von denen 
die offene Empörung ausgegangen war, weil sich 
das Regime über ihre „elementarsten Lebens-
bedürfnisse“ n) hinweggesetzt hatte, mußten 
sich verhöhnt fühlen, wenn die SED den neuen 
„demokratischen“ Staat, „in dem die Arbeiter-
klasse den entscheidenden Einfluß besitzt“, und 
die neue Wirtschaftsordnung, „in der für kapita-
listische Ausbeutung kein Platz mehr ist", als 



die vornehmsten Errungen
12

schaften pries, die der 
Einheitspartei zu verdanken seien ).

Aber die Unverfrorenheit der Juli-Entschlie-
ßung wird noch weit übertroffen von den Aus-
führungen, mit denen Walter Ulbricht am 
17. September 1953 auf der 16 . Plenartagung 
des Zentralkomitees der SED die politischen und 
ökonomischen Aufgaben des Staates und der 
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Partei im „neuen Kurs" erläuterte. In dieser 
aggressiven Rede ) stellte Ulbricht, unbeküm-
mert um das Geschehene, wieder den Gedanken 
in den Vordergrund, daß es darum gehe, durch 
die werbende Wirkung der Errungenschaften 
auch die Arbeiter und die übrigen „demokra-
tischen“ Kräfte in Westdeutschland von der 
Vorbildlichkeit der sowjetzonalen Ordnung zu 
überzeugen:

„Niemals wird das deutsche Volk die großen 
demokratischen Errungenschaften in der Deut-
schen Demokratischen Republik aufgeben und 
die Rückkehr der Großkapitalisten und Groß-
grundbesitzer in der DDR zulassen. Im Gegen-
teil, das Beispiel der neuen Ordnung in der 
DDR wird der Arbeiterklasse und allen demo-
kratischen Kräften in Westdeutschland ... die 
Kraft geben, gestützt auf die DDR, Westdeutsch-
land von der Diktatur der Konzernherren, Bank-
herren und Großgrundbesitzer zu befreien . . .

Die wichtigste Aufgabe nach den Wahlen (in 
der Bundesrepublik) ist die Gewinnung der Ar-
beiterklasse für das Programm der Nationalen 
Front ... Es wird um so eher gelingen, die Ak-
tionseinheit der Arbeiterklasse und die Zusam-
menarbeit der Arbeiterschaft Westdeutschlands 
und der DDR zu erreichen, je mehr das Beispiel 
der Arbeiter- und Bauernmacht in der DDR, die 
Überlegenheit der Planwirtschaft und die Er-
rungenschaften unserer Werktätigen der Arbei-
terklasse und der werktätigen Bevölkerung 
Westdeutschlands bewußt werden. Deshalb ist 
die konsequente Durchführung des neuen Kur-
ses ... von so großer Bedeutung für die Ge-
winnung der werktätigen Bevölkerung in West-
deutschland. . . “

Versucht man die zitierten Kundgebungen 
der SED seit dem 17. Juni im Zusammenhang 
zu beurteilen, so schält sich die Tendenz heraus, 
den immer sichtbarer in die alten Bahnen zu-
rücklenkenden „Neuen Kurs" als das folgerich-
tige, von bürokratischen Verzerrungen befreite 
Ergebnis der grundlegenden Errungenschaften 
des Regimes hinzustellen, wobei jede direkte 
Beziehung zwischen dem Fiasko der SED-Poli-
tik, das die Empörung auslöste, und dem Ein-
schwenken auf die scheinbar neue Linie schließ-
lich geleugnet wird. Doch so klar die Absicht 
hervortritt, mit Hilfe der Errungenschaften die 
Kontinuität der SED-Politik ideologisch zu un-
termauern und die Generallinie wieder in ihr 
altes Recht einzusetzen — als ob es niemals 

einen Bruch und niemals einen spontanen Auf-
stand der Bevölkerung gegen den verhaßten 
Unterdrückungsapparat gegeben hätte, so be-
rechtigt sind die Zweifel an der propagandisti-
schen Wirksamkeit des Verfahrens. Es darf je-
doch nicht vergessen werden, daß in einem to-
talitären Staatswesen wie der Sowjetzonenrepu-

Harich erregt Anstoß
Die Bedeutung aber, die den Errungenschaf-

ten in diesem an anderer Stelle bereits geschil-
derten Zusammenhang zukommt, zeigt sich nach 
dem 17. Juni noch eindringlicher als vorher. Die 
bedrohten Errungenschaften sind das Standard-
argument, mit dem die Unterdrückung aller 
selbständigen und selbstverantwortlichen Be-
strebungen gerechtfertigt wird, die, ermutigt 
durch die Unsicherheit und das zeitweilige Zu-
rückweichen der Machthaber, auf den verschie-
densten Lebensgebieten auftraten, So hatten sich 
beispielsweise der Kulturbund und die Deut-
sche Akademie der Künste unterstanden, ein 
Mindestmaß schöpferischer Bewegungsfreiheit 
für die Künstler in der Zone zu fordern. Dabei 
ist es interessant, daß sich die vorsichtige Kritik 
an der Parteilinie ebenfalls, wenn auch in einem 
anderen Sinne, des Schlagwortes von den Errun-
genschaften bediente: Durch die staatliche Regle-
mentierung der Kunst, erklärte der kommunisti-
sche Schöngeist Wolfgang Harich — der inzwi-
schen trotz seiner loyalen Absichten zum Partei-
und Staatsfeind gestempelt worden ist 14 ) und es 
schon damals wagte, sich selbständiger Gedan-
ken verdächtig zu machen —, sei „das Ansehen 
der kulturellen Errungenschaften unserer Repu-
blik in ganz Deutschland geschädigt“ worden 152).

12) S. Anm. 10.
13) Zitiert nach „Neues Deutschland" vom 19. 

9. 1953.

14) Prof. Dr. Wolfgang Harich wurde 1922 ge-
boren. Er war bis zu seiner Verhaftung Chefredak-
teur der „Deutschen Zeitschrift für Philosophie“, 
Cheflektor im Ostberliner „Aufbau-Verlag“, Pro-
fessor für Gesellschaftswissenschaften an der Ost-
berliner „Humboldt-Universität” und Mitarbeiter 
verschiedener Zeitungen der SBZ. Er wurde am 
29. November 1956 verhaftet und am 9. März 1957 
zusammen mit drei anderen Mitgliedern der in der 
SBZ nach ihm benannten „staatsfeindlichen Grup-
pe" zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt. General-
staatsanwalt Dr. Melsheimer führte in seinem 
Strafantrag für das geforderte Urteil an, Harich und 
seine „hochverrätische Gruppe“ hätten „auf der 
Grundlage einer konterrevolutionären Konzeption* 
das Ziel verfolgt, „durch Beseitigung wesentlicher 
sozialistischer Errungenschaften auf politischem 
und kulturellem Gebiet . . .die volksdemokrati-
schen Grundlagen der Arbeiter- und Bauernmacht 
zu zerstören“. (Vgl. „Der Morgen“ vom 9. 3. 1957.) 
Ein zweiter Personenkreis der „Gruppe Harich“ 
wurde im Gerichtssaal verhaftet und unter Vor-
gabe der gleichen Gründe (vgl. „Neues Deutsch-
land“ vom 24. Juli 1957) angeklagt. Alle Verur-
teilten verbüßen ihre Strafen im Zuchthaus Baut-
zen.

15) „Berliner Zeitung" vom 15. 7. 1953 (Es geht
um den Sozialismus).

Trotz der Harmlosigkeit der hier gestellten 
Forderungen und der dazu noch mit Verbeugun-
gen vor der Partei verbrämten Kritik fühlte 
sich die SED bemüßigt, mit Kanonen auf Spat-

Ablehnung der Arbeiterforderungen
Peinlicher noch als das Verlangen nach künst-

lerischer Freiheit war für das Regime, daß aus 

blik Propaganda und Terror eine untrennbare 
Einheit bilden und daß die Propaganda, weit 
davon entfernt, sich auf die Überzeugungskraft 
ihrer Argumente zu verlassen, selbst als ein Teil 
des Terrorsystems verstanden werden muß, in 
dem physischer Zwang und psychischer Druck in-
einandergreifen und sich gegenseitig ergänzen.

zen zu schießen. Was gefordert worden sei, be-
tonte ein von Walter Besenbruch verfaßter und 
offensichtlich parteiamtlich inspirierter Artikel 
im „Neuen Deutschland“ vom 19. Juli 1953 18), 
sei die „Liquidierung der kulturell-erzieherischen 
Funktion des Staates". Die Folge sei, „daß op-
portunistische Tendenzen an die Oberfläche 
kommen und alle diejenigen Bestrebungen er-
mutigt werden, die darauf gerichtet sind, alle 
unsere bisherigen Errungenschaften im Kampf 
für eine nationale realistische Kunst zu besei-
tigen“. Der — oben zitierte — Artikel Harichs 
gebe dafür ein Beispiel:

„Harichs Kritik ist eine Kritik, die alle er-
rungenen Erfolge liquidieren würde, die die 
Schwierigkeiten unseres Kampfes mit den feind-
lichen Strömungen (Formalismus, Konstruktivis-
mus usw.) sozusagen mit der linken Hand ab-
tut, die die Schwierigkeiten unserer Lage nicht 
in erster Linie aus dem Fortleben und Fortwir-
ken des Rückschrittlichen und der feindlichen 
Tätigkeit der Propagandisten des amerikani-
schen Imperialismus erklärt. Dem Verfasser die-
ser Kritik erscheinen als der Hauptfeind die 
Funktionäre unserer Partei und ihre Fehler.“

Damit aber sei der „objektiv feindliche Cha-
rakter seiner Ausführungen“ als erwiesen an-
zusehen, denn die Kunstpolitik der SED sei 
„trotz aller mit Recht zu kritisierenden Miß-
stände und Verzerrungen im Prinzip richtig" 
gewesen.

den Kreisen der Arbeiter heraus, die während 
der Tage des Aufstandes ihre solidarische Kraft 
erprobt hatten, immer wieder unüberhörbar die 
Neutralität der Gewerkschaften gefordert 
wurde. Dieser Forderung trat Ulbricht selbst 
einen Monat nach dem 17. Juni entgegen, in-
dem er behauptete, Neutralität heiße nichts an-
deres, „als daß die Arbeiterklasse auf die füh-
rende Rolle in der Deutschen Demokratischen 
Republik verzichten solle", Neutralität sei 
gleichbedeutend mit „sich passiv verhalten ge-
genüber den Agenten der Konzernherren, Bank-
herren und der westlichen Kriegstreiber".

Zwar könnten die Gewerkschaften „stolz auf 
ihre großen Errungenschaften hinweisen. Die 
Gewerkschaften waren es, die mitgeholfen ha-
ben, daß die Macht der Konzernherren, Bank-
herren und Großagrarier beseitigt wurde, daß 
eine krisenlose Wirtschaft geschaffen werden

16) Unter dem Titel: über berechtigte Kritik 
und über Erscheinungen des Opportunismus in 
Fragen der Kunst. 



konnte, daß heute die Arbeiterklasse die füh-
rende Kraft im Staate ist. Wenn jetzt die faschi-
stischen Untergrundorganisationen im Auftrage 
amerikanischer und westdeutscher Konzern- und 
Bankherren die Gewerkschaften zersetzen wol-
len, und wenn diese Feinde sich durch vorberei-
tete Neuwahlen in die Betriebsgewerkschafts-
leitungen einzuschleichen gedenken, so wird es 
höchste Zeit, daß die Gewerkschaftsmitglieder 
ihre Gewerkschaften schützen."

Aus den Ereignissen der Junitage hätten die 
„Werktätigen" vor allem eines zu lernen, näm-
lich in welch hohem Maße sie selbst verantwort-
lieh seien „für die Sicher

17
ung ihrer demokrati-

schen Errungenschaften“ ).

Mit der gleichen Begründung verweigerte die 
SED auch den Arbeitern das Streikrecht, das 
ihnen die Verfassung formal garantierte und 
das sie im Juni für sich in Anspruch genommen 
hatten. So versuchte eine Funktionärin der 
SED-Bezirksleitung in Halle Anfang September 
1953 im schönsten Stile kommunistischer Vul-
gärdialektik zu beweisen, daß die Arbeiter „ihr 
wichtigstes Kampfmittel gegen den Kapitalis-
mus“ nicht gegen eine „Arbeiter- und Bauern-
regierung", wie sie in der Sowjetzone bestehe, 
an wenden dürften:

„Wenn ein Arbeiter gegen eine solche Regie-
rung streikt, dann streikt er im Grunde gegen 
sich selbst, gegen seine eigene Klasse. Alle Er-

Atmosphäre der Rechtsunsicherheit
Die SED konnte kaum erwarten, daß durch 

derartige Argumente die Einsicht in „die abso-
lute und letztliche Einheit von Tagesinteressen 
der A 19rbeiter und Staatsinteressen“ )  gefördert 
werden würde. Aber ihr ging es auch weniger 
darum, die Arbeiter zu überzeugen als ihnen 
zu drohen. Die Drohung mit dem Terror war 
schon in den ersten offiziellen Stellungnahmen 
zu den Juniereignissen nicht zu verkennen ge-
wesen. Denn die Einheitspartei hatte zwar zwi-
schen den „ehrlichen" Arbeitern, die sich täu-
schen ließen, einerseits und den „Provokateu-
ren“ und „Feinden" andererseits unterschieden: 
jedoch keiner der am Aufstand Beteiligten durfte 
aus dieser Unterscheidung schließen, daß ihm 
Generalpardon erteilt worden sei. Die Partei be-
hielt sich vielmehr vor, den Einzelnen nach Gut-
dünken in die eine oder in die andere Grup-
pe einzureihen und erzeugte so ganz bewußt 
eine Atmosphäre der Rechtsunsicherheit und des 
»schlechten Gewissens“. Selbst wer sich noch 
so sehr mühte, das Regime durch Wohlverhalten 
und Arbeitsleistung von seiner Loyalität zu 
überzeugen, durfte sich nicht in Sicherheit wie-
gen. Wer es aber wagte, sich auch noch so vor-
sichtig für eine wirksame Vertretung der Arbei-
terinteressen in der Sowjetzonenrepublik einzu-
setzen, mußte sehenden Auges Gefahr laufen,

17) Zitiert nach „Neues Deutschland" vom 18. 7. 
1953 (Walter Ulbricht bei den Werktätigen der 
Großkokerei „Matyas Rakosi“).

19) „Neues Deutschland' vom 26. 7. 1953 (Die 
Erfahrungen der Massen und die Entwicklung ihres 
Bewußtseins, von Walter Besenbruch). 

rungenschaften unserer Arbeiterklasse werden 
durch einen solchen Streik gefährdet.

Ein Streik in unserer Republik gefährdet nicht 
nur die Errungenschaften unserer Arbeiter- und 
Bauernmacht, sondern er gefährdet auch den 
Frieden unseres Landes und den Frieden in ganz 
Europa. Der 17. Juni war der sichtbarste Beweis 
dafür. ..

Einen Streik in der Deutschen Demokra-
tischen Republik zu proklamieren, ist eine Lo-
sung der Feinde, eine Losung der Kriegstreiber, 
ist ein Verbrechen an der Arbeiterklasse. Das 
muß von jedem Streik in der DDR gesagt wer-
den. Auch wenn die Arbeiter meinen, damit nur 
wirtschaftliche Forderungen durchsetzen zu wol-
len.

Die Errungenschaften in unserer Republik, 
für die die Arbeiter in den kapitalistischen Län-
dern heute noch einen erbitterten Kampf füh-
ren, sind das Ergebnis des Kampfes und der Ar-
beit unserer Werktätigen unt
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er der Führung von 
Partei und Regierung. Der neue Kurs, der diese 
Errungenschaften festigt und weiter ausbaut, 
kann nur mit der Unterstützung aller Werk-
tätigen verwirklicht werden ... Unsere Werk-
tätigen müssen deshalb im festen Vertrauen zu 
unserer Partei und Regierung jeden Angriff auf 
die Macht der Arbeiter und Bauern entschlos-
sen abwehren.“ )  

sich als „Feind“ klassifizieren zu lassen. Diese 
Gewißheit vermittelte die Propaganda des Re-
gimes den „Werktätigen": und sie tat es um 
so deutlicher, je mehr der durch den Aufstand 
in seiner Funktionsfähigkeit erschütterte staat-
liche Zwangsapparat sich wieder zu festigen 
vermochte.

Hinzu kam, daß das Regime nicht bei den 
Drohungen stehen blieb, sondern sehr bald 
zeigte, daß es gewillt war, ohne Hemmungen 
und Gewissensbisse zuzuschlagen. Schon im Juli 
wurde den Justizorganen der Zone, die zunächst 
nur zögernd eingegriffen hatten und geneigt 
gewesen waren, die vor Gericht gestellten Teil-
nehmer des Aufstandes verhältnismäßig milde 
zu beurteilen, bedeutet, daß den angeblichen 
Provokateuren gegenüber keinerlei humanitäre 
Rüdesichten angebracht seien 20).  In der Folge 
inszenierte die SED besonders in den Betrieben 

ein wahre Entlarvungshysterie, mit der eine 
großangelegte Säuberung der Parteiorganisatio-
nen Hand in Hand ging, die selbst vor den 
Spitzenfunktionären nicht halt machte und der 
bezeichnenderweise ein besonders hoher Pro-
zentsatz von alten KPD-Mitgliedern aus der 
Zeit vor 1933 zum Opfer fiel 21).

18) „Freiheit“ vom 6 9 1953 (Warum schadet
der Arbeiter in der Deutschen Demokratischen 
Republik mit Streiks sich selbst, von Gerta Haak, 
Sekretärin der Bezirksleitung der SED).

20) Der Justizminister Max Fechner wurde, kurz 
nachdem er sich In einem Interview gegen jede 
Rachepolitik ausgesprochen und darüber hinaus 
erklärt hatte, das Streikrecht sei verfassungsmäßig 
garantiert (vgl „Neues Deutschland' vom 30. 6. 
und 2 7 1953), durch Hilde Benjamin abgelöst Für 
die Verschärfung des Kurses vql die Einführungs-
rede Hilde Benjamins vor der Belegschaft des 
Justizministeriums („Neues Deutschland' vom 21. 
7. 1953) sowie die vorausgegangene Pressekam-
pagne (u. a. „Freiheit* 14 7 1953: Wir fordern 
gerechte Urteile; „Freiheit' 17 7. 1953: Müssen 
solche Urteile nicht die Provokateure ermuntern?; 
„Sächsische Zeitung' 11 7 1953: Görlitzer Provo-
kateure ihren gerechten Strafen zugeführt). 21) Vgl. SBZ-Archiv, Jg. 1953, S. 305 f.

Ein eindringliches Beispiel für die sich bis 
zum Herbst ständig steigernde terroristische 
Verschärfung des „Neuen Kurses" gibt ein 

Artikel, den das Gewerkschaftsorgan „Die Ar-
beit" im Oktober 1953 unter der Überschrift: 
„Rechnet ab mit Provokateuren und Agenten!" 
veröffentlichte. Am 17. Juni habe sich gezeigt, 
heißt es dort, „daß Teile der Arbeiterschaft den 
Charakter unserer Staatsmacht ungenügend er-
kennen und ihnen das Gefühl der Verantwor-
tung für unseren Arbeiter- und Bauernstaat 
fehlt"; es gebe „sogar Gewerkschaftsfunk-
tionäre, die sich irreführen ließen, die objektiv 
die Zersetzungsversuche des Gegners unterstüz-
ten, indem sie z. B. unerfüllbare ultimative .For-
derungen" einfach nach oben weiterleiteten 
bzw. sich mit Provokateuren an einen Tisch 
setzten, mit ihnen verhandelten, anstatt sie 
öffentlich zu entlarven". Auch heute, wo die 
„Feinde" versuchten, „neue willfährige Werk-
zeuge für ihre verbrecherischen Ziele zu wer-
ben", bestehe unter den Gewerkschaftsfunk-
tionären und „Werktätigen" noch vielfach Un-
klarheit darüber, welche Stellung sie gegenüber 
„Agenten und Provokateuren“ einzunehmen 
hätten. Das sei um so gefährlicher, als die west-
lichen Monopolisten mit der „sogenannten Pa-
kethilfe“ eine „Erpressungsaktion großen Stils“ 
vorbereiteten:

„Wir können nicht abwartend beiseite stehen, 
bis unbelehrbare Menschen den Preis ihrer Bet-
telpakete mit Wühlarbeit und Sabotageakten 
gegen unsere Republik teuer bezahlen. Wir dür-
fen nicht untätig zusehen, wie sich unsere Tod-
feinde vorbereiten, um eines Tages unsere volks-
eigenen Betriebe zu rauben, unsere großen Er-
rungenschaften zunichte zu machen. Es steht 
zuviel auf dem Spiel, als daß wir auch nur einen 
Augenblick mit dem Zuschlägen zögern könn-
ten!"

Die innere, Schwäche des SED-Staates, des-
sen „große Errungenschaften" als so wenig 
attraktiv hingestellt werden, daß schon west-
liche Lebensmittelspenden das Fundament der 
Staatsmacht zum Einsturz zu bringen drohen, 
ließe sich durch keine gegnerische Polemik und 
durch keine noch so tief eindringende wissen-
schaftliche Analyse schlagender belegen als 
durch derartige Selbstenthüllungen der sowjet-
zonalen Publizistik. Wichtiger aber noch als 
dieser Sachverhalt ist es, daß die SED kein Miß-
verständnis darüber aufkommen läßt, wo die 
„Provokateure und Agenten der westdeutschen 
und amerikanischen Kriegstreiber" zu suchen 
sind, mit denen sie erbarmungslos abrechnet: 
diejenigen, die „in den letzten Tagen und Wo-
chen" als „Feinde unseres jungen Arbeiter- und 
Bauernstaates gebrandmarkt" wurden, mußten 
„aus den Betrieben entfernt" und „aus den Ge-



werkschaften ausgeschlossen" werden22 ). Das 
Ziel der Hexenjagd sind also Arbeiter und An-
gestellte der volkseigenen Industrie und Ge-
werkschaftsfunktionäre, die noch nicht jedes 
Gefühl für die Nöte der Arbeiter verloren und 
es gewagt hatten, sich für ihre Interessen ein-
zusetzen.

24) Vgl. Unrecht als System, Dokumente über 
planmäßige Rechtsverletzungen in der Sowjetzone 
Deutschlands, zusammengestellt vom Untersu-
chungsausschuß freiheitlicher Juristen, hsg. vom 
Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, 
Bonn 1955, Teil II, Dokument Nr. 102, S. 83 f.

25) „Pravda" vom 7. 11. 1956; deutsch in: „Ost-
Probleme“, Jg. 1956, S. 1737 ff (Zitate auf S. 1745 s.).

26) „Pravda" vom 19. 11. 1956; deutsch in: 
„Neues Deutschland" vom 20. 11. 1956 (Chru-
schtschow zu Fragen der internationalen Arbeiter-
bewegung).

27) Abgedruckt in: Der Volksaufstand in Un-
garn, Bericht des Sonderausschusses der Vereinten 
Nationen, hsg. von der „Deutschen Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen", Bonn 1957, S. 179 f. Zi-
tiert: UNO.

28) Vgl. UNO S. 87.
29) Die Volkserhebung in Ungarn, Sonderheft 

der Zeitschrift „Hinter dem Eisernen Vorhang“, 
München Dezember 1956, S. 70. Zitiert: Volkser-
bung.

30) Vgl. UNO S. 87.
31) Zitiert nach Volkserhebung S. 70 f. Vgl. UNO 

S. 86 f. sowie das von der SBZ aus in der Bundes-
republik verbreitete Flugblatt: „Was verschweigt 
die bürgerliche Presse den westdeutschen Arbei-
tern", mit dem ersten Aufruf der Regierung Kadar.

32) Vgl. UNO S. 30 f.
33) Vgl. UNO S. 41.

Weil der „Arbeiter- und Bauernstaat" sich 
durch nichts so sehr bedroht fühlte wie durch 
die Solidarität der Arbeiter, die sich am 17. 
Juni gezeigt hatte, lieferte er Arbeiter der Ter-
rorjustiz aus und forderte von

23

 den „Richtern 
aus dem Volke“, wie er seine abhängigen Scher-
gen betitelte, sie müßten „auf der Wacht stehen 
wie Soldaten, die die Errungenschaften der Ar-
beiterklasse schützen" )  — in erster Linie ge-
gen die Arbeiter selbst, so können wir hinzu-
fügen, und mit ihnen gegen den größten Teil

Kampf gegen die „Konterrevolution7 in Ungarn
Vom 17. Juni 1953, der die im ganzen so-

wjetischen Satellitenbereich schwelende Glut 
zum erstenmal mächtig zum Aufflammen 
brachte, bis zu den Ereignissen des Jahres 1956 
in Polen und Ungarn führt ein gerader Weg. 
Während es jedoch in Polen gelang, einerseits 
durch das Einschwenken auf einen reformisti-
schen Kurs die Empörung abzufangen, anderer-
seits durch vorbildliche nationale Selbstdisziplin 
und geschicktes Taktieren gegenüber den Mos-
kauer Machthabern einer sowjetischen Inter-
vention zu entgehen, wurde die von einem un-
geheuren Elan beflügelte ungarische Revolution 
durch die eingreifenden Sowjettruppen in einem 
Blutbad erstickt.

Es unterstreicht die paradigmatische Bedeu-
tung der ideologischen und propagandistischen 
Reaktion des mitteldeutschen SED-Regimes auf 
den Juniaufstand, daß sowohl von sowjetischer 
Seite als auch von den ungarischen Statthaltern 
der Sowjetunion, deren vornehmste Aufgabe 
darin bestand, den von den Revolutionären zer-
schlagenen Terrorapparat zu rekonstruieren, die 
brutale Vergewaltigung des ungarischen Volkes 
mit der Begründung gerechtfertigt wurde: es 
gehe um nichts anderes als um die Verteidigung 
der Errungenschaften eben dieses Volkes. In die-
sem Sinne erklärte Suslow auf der Festsitzung 
des Moskauer Sowjet am 6. November 1956, 
durch einen Sieg der Aufständischen hätten „die 
ungarischen Werktätigen alle von ihnen im 
Kampfe gegen die Großgrundbesitzer und Kapi-
talisten erzielten Errungenschaften" verloren; 
die sowjetischen Truppen seien eingeschritten, 
um „dem ungarischen Volk zu helfen, die fin-
steren Kräfte der Reaktion und der Konterrevo-
lution zu zerschlagen" und „die sozialistische 
Volksordnung wiederzuerrichten". Sie hätten, 
gemeinsam mit den „sozialistischen Kräften 
Volksungarns“, nicht zugelassen, „daß die Kon-

22) „Die Arbeit”, Jg. 1953, S. 685 f. (Rechnet ab 
mit Provokateuren und Agenten).

23) So in einem aus dem Tschechischen über-
setzten Artikel von Josef Streit „Die Arbeit der 
.Richter aus dem Volk’ in der Tschechoslowaki-
sehen Volksrepublik", in: „Neue Justiz", Jq. 1953, 
S. 639 ff.

der Sowjetzonenbevölkerung. Bei der Terror-
justiz aber war das, was die SED mit der Siche-
rung der Errungenschaften umschrieb und womit 
in Wirklichkeit die Aufrechterhaltung des dik-
tatorisch-bürokratischen Regimes gemeint war, 
in entschieden besseren Händen als bei den un-
zuverlässigen Arbeitern, denen es nach wie vor 
schwerfiel einzusehen, daß sie sich um der para-
diesischen Zukunft willen gegen ihre eigenen 
handgreiflichen Interessen schützen müßten. So 
erscheint es keineswegs zufällig, daß die Errun-
genschaften auch in Urteilsbegründungen so-
wjetzonaler Gerichte Eingang fanden und daß 
beispielsweise die Zurückweisung eines Kas-
sationsantrages u. a. damit begründet wurde, 
die Angeklagten hätten sich „nicht mit den 
fortschrittlichen Errungenschaften unserer Ge-
sellschaftsordnung abfinden" können24 ).

terrevolution die Errungenschaften des Sozialis-
mus mit Füßen tritt".25 ) Chruschtschow selbst 
argumentierte in der gleichen Weise.

Es sei, so betonte er ausgerechnet bei einem 
Empfang in der Moskauer polnischen Botschaft, 
eine gefährliche Situation entstanden, „in der 
alle Errungenschaften der volksdemokratischen 
Ordnung Ungarns bedroht waren. Die Revolu-
tionäre Arbeiter- und Bauernregierung Ungarns 
wandte sich an uns mit der Bitte, ihr im Kampf 
gegen die zügellosen Konterrevolutionäre zu 
Hilfe zu kommen, um die Errungenschaften des 
Sozialismus in Ungarn zu verteidi

26

gen, und wir 
waren gezwungen, ihr diese Hilfe zu gewähren. 
Wir glauben, daß das ungarische Volk die wirk-
lichen Ziele der Unruhestifter in Ungarn ver-
stehen wird. Wir sind zutiefst davon überzeugt, 
daß die Konterrevolution in Ungarn endgültig 
zerschlagen und die ungarische Arbeiterklasse 
ihren Sieg feiern wird.“ )

Wie sorgfältig die sowjetischen Instanzen die 
offizielle Sprachregelung beachteten, geht auch 
daraus hervor, daß der Militärbefehlshaber der 
sowjetischen Truppen in Budapest seinen Befehl 
Nr. 1 vom 6. November mit der Präambel ein-
leitete:

„Auf die Bitte der Ungarischen Arbeiter- und 
Bauernregierung sind die sowjetischen Truppen 
vorübergehend in Budapest einmarschiert, um 
dem ung

27

arischen Volk zu helfen, seine soziali-
stischen Errungenschaften zu schützen, die Kon-
terrevolution zu unterdrücken und die Drohung 
des Faschismus zu beseitigen.“ )

So klingen die sowjetischen Stimmen wie ein 
Echo auf die ersten Verlautbarungen der Mario-
nettenregierung Kadar, die am 4. November mit 
zwei durch den Rundfunk ausgestrahlten, aber 
ni

29

cht von ungarischem Boden ausgesendeten 
Aufrufen 28) an die Öffentlichkeit getreten war. 
Zunächst war eine Erklärung von Ferenc Mün-
nich ) verbreitet worden, in der es hieß, die 
unterzeichneten ehemaligen Minister der Regie-
rung Imre Nagy hätten die Initiative zur Bil-
dung einer Gegenregierung — der „Ungarischen 
Revolutionären Arbeiter- und Bauernregierung“ 
— ergriffen, um die „konterrevolutionäre Ge-
fahr" zu bannen, „welche eine stetige Bedro-
hung darstellt für unsere Volksrepublik, für die 
Arbeiterschaft sowie für unsere sozialistischen 
Errungenschaften". Kurze Zeit darauf

30

, um sechs 
Uhr früh, folgte eine Ansprache Kadars, die 
vermutlich vom Tonband gesendet wurde; 
denn es scheint festzustehen, daß sich der neue 
Ministerpräsident am 4. November weit ab von 
den Ereignissen in Moskau befand und erst 
am 6. oder 7. wieder in Budapest eintraf ). 
Diese Ansprache, in der sich Kadar wiederholt 
auf die bedrohten Errungenschaften berief, 
gipfelte in der Aufforderung:

„Ungarn, Brüder, Patrioten, Soldaten und 
Bürger! Wir müssen den Exzessen der konter-
revolutionären Elemente ein Ende setzen. Die 
Stunde des Handelns ist gekommen! Wir wer-
den die Arbeiter- und Bauernmacht und die Er-
rungenschaften der Volksdemokratie verteidi-
gen." 31 )

Die These von dem gegenrevolutionären Cha-
rakter der ungarischen Erhebung wird von dem 
Bericht des Sonderausschusses der Vereinten 
Nationen schlagend widerlegt, der auf Grund 
einer gewissenhaften, unparteiischen Untersu-
chung zu dem Schluß kommt, daß weder die 
Regierung der UdSSR noch die Regierung Kad

33

ar 
irgendetwas vorzubringen wußten, was „als ob-
jektive Darstellung der Tatsachen, die hinter 
dem ungarischen Aufstand standen, hätte ange-
sehen werden können"; ihre Beweisführung 
habe sich vielmehr darin erschöpft, „die Ereig-
nisse in ein vorgefaßtes Schema einzupas-
sen.“ 32) Die Gegenrevolution, die wirklich 
stattgefunden habe, sei durch die sowjetischen 
Machthaber durchgeführt worden, „als sie mit 
Hilfe überwältigender Streitkräfte ein soziali-
stisches, aber demokratisches Regime, das im 
Begriff war, sich in Ungarn zu bilden, durch 
einen Polizeistaat ersetzten." )



Der UNO-Bericht
Der Bericht stellt fest, daß die Regierung 

Imre Nagys vom Vertrauen aller Kreise des 
ungarischen Volkes getragen war und haupt-
sächlich das ausführte, was die Revolutions-
und Arbeiterräte, in denen kommunistische Ar-
beiter und kommunistische Intellektuelle eine 
führende Rolle spielten, von Anbeginn des Auf-
standes gewollt hatten34 ). Von keiner Gruppe 
seinen dabei restaurative Pläne verfolgt worden. 
Die kommunistischen Schriftsteller und Studen-
ten, die sich die Forderungen des Volkes zu 
eigen machten, beabsichtigten nicht, mit ihrer 
Kritik die Prinzipien des Kommunismus zu er-
schüttern, sondern bemü

35

36

hten sich zu zeigen, „daß 
das Regierungssystem, das in Ungarn bestand, 
eine Verdrehung dessen war, was sie den wah-
ren Marxismus nannten." 5) Die Arbeiter wehr-
ten sich zwar gegen das ausbeuterische „Nor-
mensystem", aber niemand dachte daran, den 
sozialistischen Aufbau der Volkswirtschaft an-
zutasten ). Die Bauern lehnten sich gegen die 
Zwangskollektivierung und die andauernden 
Schikanen, denen sie ausgesetzt waren, auf; 
doch die Rüdegabe der Ländereien an die ehe-
maligen Gutsbesitz

37
er scheint nirgendwo zur De-

batte gestanden zu haben ). Auch die nicht-
kommunistischen Parteien, die im Verlauf der 
Erhebung wieder erstanden, wiesen jeden Ge-
danken an eine Restauration strikt zurück. 
„Laßt niemanden von der Rückkehr der alten 
Zeit träumen", erklärte Bela Ko

38

39

vacs, der Füh-
rer der Partei der Kleinen Landwirte am 31. 
Oktober, „die Welt der Grafen, Bankiers und 
Kapitalisten ist für immer vergangen." ) Die 
Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei, 
Anna Kethly, betonte am 1. November: „Die 
Fabriken, die Bergwerke und das Land sollen 
in den Händen des Volkes bleiben." ) Und 
der Generalsekretär der Petöfi-Partei, Staats-
minister Ferenc Farkas, faßte am 3. November 
die gemeinsame Auffassung der vier Parteien, 
die in der an diesem Tage umgebildeten Regie-
rung Nagy vertreten waren, in dem Satz zusam-
men: „Von den sozialistischen Errungenschaften 
und Ergebnissen wird alles beibehalten, was in 
einem freien, demokratischen und sozialisti-
schen Land den Wünschen des Volkes ent-
spricht." 40 ) Im gleichen Sinne äußerte der kom-
munistische Staatsminister Losoncy, ebenfalls 
am 3. November, auf einer Pressekonferenz für 
ungarische und ausländische Journalisten:

43) Siehe oben.
44) Volkserhebung S 64 („14.14 Uhr").
45) Volkserhebung S 35 f. (Nagy, Erdei), 58 

(Aufruf der jüdischen Organisationen).
50) „Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 19. 

11. 1956 (Kadar will die Streikenden aushungern).
51) Uber die widerspruchsvolle Haltung Kadars 

In der Zeit seiner Zugehörigkeit zur Regierung
Nagy, vgl. UNO S 82 ff.

52) UNO S. 204.

„Die Regierung hat einstimmig erklärt, daß 
sie die positiven Errungenschaften der vergan-
genen zwölf Jahre nicht schmälern lassen wird. 
Das bezieht sich zum Beispiel auf die Boden-
reform, die Nationalisierung der Fabriken und 
auf gewisse soziale Leistungen. In gleicher 
Weise besteht aber die Regierung darauf, daß

34)
35)
36)
37)
38)
39)
40)

UNO 
UNO 
UNO 
UNO 
UNO 
UNO

S.
S.
S.

24.
121.
121.

S. 127.
S. 40; vgl. S. 174.
S. 174.

s  Zitiert nach Volkserhebung S. 67, Vgl. UNO 

die Errungenschaften der gegenwärtigen Revo-
lution unangetastet bleiben, vor allem die 
nationale Unabhängigkeit, die Gleichberechti-
gung und der Aufbau des Sozialismus auf der 
Grundlage der Demokratie und nicht der Dik-
tatur.

Die Regierung ist jedoch entschlossen, eine 
Wiederher

41
stellung des Kapitalismus in Ungarn 

nicht zu dulden .. )
Die „positiven Errungenschaften der vergan-

genen zwölf Jahre“ wurden also von keiner 
Seite in Frage gestellt. Und wenn sich sowohl 
die Sowjets als auch die von ihnen eingesetzte 
Regierung Kadar,
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 die — abgesehen von „einigen 
Mitgliedern der ehemaligen AVO (Staatssicher-
heitspolizei), einigen höheren Offizieren der un-
garischen Armee und einigen wenigen früheren 
Funktionären der kommunistischen Partei, die 
während des Aufstandes entlassen worden wa-
ren" )  — über keine Gefolgschaft im Lande 
verfügte, auf die gefährdeten sozialistischen Er-

Kein Bürgerkriegscharakter der Kämpfe
Die überwältigende Kraft dieses Freiheits-

willens geht schon daraus hervor, daß trotz der 
Aufforderung der Regierung Kadar an die un-
garischen „Arbeiter, Bauern und Soldaten", den 
Kampf mit den „Mächten der Reaktion“ aufzu-
nehmen, die Kämpfe in Ungarn vom 4. bis 11. 
November 1956 keinen Bürgerkriegscharakter 
hatten, sondern sich ausschließlich zwischen 
Ungarn einerseits und sowjetischen Streitkräf-
ten andererseits abspielten46 ). Auch die „echten 
ungarischen Kommunisten" sahen ihren Platz 
„auf den Barrikaden, auf denen unsere ungari-
schen Brüder den fast hoffnungslosen Kampf 
gegen einen brutalen Imperialismus fortsetz-
ten“ 47 ). Es ist bezeichnend, daß die sowjeti-
s

48

chen Truppen in den Hochburgen der ungari-
schen Arbeiterschaft wie auf der Budapester 
Donauinsel Csepel und in den Stahlwerken von 
Dunapentele auf den stärksten und hartnäckig-
sten bewaffneten Widerstand trafen )  und daß 
es nach der Niederschlagung des Aufstandes 
wiederum die Arbeiter waren, „die durch Mas-
senstreiks und passiven Widerstand den Kampf 
gegen das Regime fortsetzten, zu dessen Unter-
stützung die Sowjettruppen eingegriffen hat-
ten" 49 ). So beschlossen beispielsweise Mitte 
November die rund vierzigtausend Arbeiter der 
großen Eisenwerke von Csepel, im Ausstand zu 
verharren, um ihre Forderung nach der Wieder-
einsetzung Imre Nagys Nachdruck zu verleihen, 
der, wie Mitglieder des dortigen Arbeiterrates 
erklärten, der einzige sei, „dem sie zutrauten,

41)
42)
46)
47)
48)
49)

Zitiert nach Volkserhebung S. 64.
UNO S. 25.
UNO S. 178.
Volkserhebung S. 75.
UNO S. 24. 34.
UNO S. 34. 

rungenschaften beriefen, um die Niederschla-
gung der Revolution zu rechtfertigen, so gaben 
sie vor, etwas zu verteidigen, was überhaupt 
nicht bedroht war. Denn alle Repräsentanten 
der revolutionären Kräfte, auch die aus dem 
nichtkommunistischen Lager, hatten sich ein-
deutig für die Beibehaltung der sozialistischen 
Errungenschaften eingesetzt. Worum es in 
Wirklichkeit ging, das waren die freiheitlichen 
„Errungenschaften der gegenwärtigen Revolu-
tion“ 43 ), die „wiedergewonnenen demokra-
tischen Errungenschaften“ 44 ), die immer wieder 
als die „Errungenschaften der Revolution“ 45)  
schlechthin angesprochen wurden. Von diesen 
demokratischen Errungenschaften aber war in 
den Verlautbarungen der Regierung Kadar vom 
4. November und in den sowjetischen Stellung-
nahmen keine Rede. Das Bekenntnis der ungari-
schen Revolution zum Sozialismus vermochte 
den Sowjets nicht zu genügen, weil es sich mit 
dem Willen zu demokratischer Freiheit und Un-
abhängigkeit nach innen und nach außen ver-
band.

die Errungenschaften der Revolution zu erhal-
ten" 50 ).

Da die Kadar-Regierung, die ihre Existenz 
einzig und allein der zweiten sowjetischen In-
tervention verdankte, auf die einmütige Ab-
lehnung des ungarischen Volkes stieß, sah sie 
sich zunächst veranlaßt, in ihren Erklärungen 
von den Praktiken der durch die Revolution 
gestürzten Machthaber abzurücken und weit-
gehende Reformen zu versprechen B1).
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 Auf die-
ser Linie lag es, daß Kadar noch Ende Novem-
ber eine mögliche Erweiterung der Regierung 
durch Nichtkommunisten in Aussicht stellte, 
wobei er — wie er es bereits am 4. November in 
seiner ersten Kundgebung getan hatte — zur 
Bedingung machte, daß diese nichtkommunisti-
schen Persönlichkeiten „die sozialistische Ord-
nung anerkennen und bereit sind, für die Ver-
teidigung der sozialistischen Errungenschaften 
und den Aufbau des Sozialismus zu arbei-
ten“ 3). Daraufhin stellten die nichtkommunisti-
schen Parteien und andere Organisationen in 
einer Denkschrift vom 8. Dezember ein 10-
Punkte-Programm auf und umrissen ihrerseits 
die Bedingungen für eine Teilnahme an der Re-
gierung.

Das Ziel sei, so hieß es in dieser Denkschrift, 
„die Freiheit und die Unabhängigkeit des Lan-
des zu schützen; die Ergebnisse, die der Sozialis-
mus bis heute gezeigt habe, zu sichern; die de-
mokratischen Errungenschaften der Revolution 



zu festigen und gesetzlich zu verankern; unter 
ihnen die Arbeiterräte und ihre Autonomie,
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das Streikrecht, die Freiheit der Entscheidung 
für die Bauern; die Abschaffung der Ernteab-
lieferungen und schließlich dem Einpartei-
system ein Ende zu machen" ).

Wie schon in den Verlautbarungen der nicht-
kommunistischen Gruppen aus den Tagen vor 
dem Eingreifen der Sowjettruppen ist in der 
Denkschrift keinerlei antisozialistische oder 
antikommunistische Tendenz festzustellen. Es 
wird vielmehr ohne weiteres anerkannt, daß 
die kommunistische Partei eine wichtige Rolle 
spielen müsse und für das politische Leben in 
Ungarn notwendig sei; denn die Revolution 
habe bewiesen, „daß die große Masse der un-
garischen Kommunisten den oben erwähnten 
Prinzipien zustimmte". Schließlich erklärt es das 
Memorandum für unerläßlich, dem ungarischen 
Volk das Vertrauen und die Unterstützung der 
Sowjetunion zu gewinnen. Viele der bestehen-
den Schwierigkeiten seien auf Fehlinformatio-
nen über den Zweck und den Charakter der un-
garischen Revolution zurückzuführen, die die 
Regierung der UdSSR daran gehindert hätten, 
zu erkennen, daß die revolutionären Kräfte

Restauration des
Unter dem Vorwand der Verteidigung der 

sozialistischen Errungenschaften wurde das un-
garische Volk der demokratischen Errungen-
schaften, für die es einen blutigen Verzweif-
lungskampf geführt hatte, beraubt, um die Auf-
rechterhaltung der sowjetischen Oberherrschaft 
über das nach Freiheit und Unabhängigkeit ver-
langende Land zu sichern. Ei
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nes der wesent-
lichsten Ergebnisse dieser Politik der Restau-
rierung des totalitären Regimes war die Ent-
machtung der Arbeiterräte ), für deren Rechte 
das ungarische Proletariat einen erbitterten 
Kampf führte und die es als die wichtigste der 
freiheitlichen Errungenschaften der Revolution 
zu behaupten versuchte. Erst die Unterdrückung 
der Arbeiter schuf die Voraussetzung für eine 
Wiederbefestigung der angeblichen „Diktatur 
des Proletariats“, die sich einmal mehr als Dik-
tatur gegen das Proletariat erwies. Wie in der 
„Deutschen Demokratischen Republik" Walter 
Ulbrichts nach dem 17. Juni 1953 wurde auch 
in Ungarn das Interesse des sowjethörigen Re-

Die Lage
Wenn Kadar — auf die gleiche Weise wie drei 

Jahre zuvor Ulbricht — die Empörung des Vol-
kes und der Arbeiterschaft mit der Vergewal-

53) UNO S. 204 f.
57) Für die entscheidende Rolle der Räte in der 

ungarischen und in der polnischen Revolution 1956; 
vgl. UNO S. 19, 147 ff,; Oskar Auweiler, Die Räte 
in der ungarischen Revolution 1956, in: „Osteu-
ropa“, Jg. 1958, S. 393 f.; ders., Die Arbeiterselbst-
verwaltung in Polen, a. a. O. S. 224 ff.; W. Eggers, 
Das System der Arbeiterräte im kommunistischen 
Bereich, in: „Osteuropa-Wirtschaft", Jg. 1957, S. 
81 ff.; K. Grzybowski, Worker's Councils in Po-
land, in: „Problems of Communism", Jg. 1957, S. 
16 ff.; G. Scheuer, Von Lenin bis . . ., Die Ge-
schichte einer Konterrevolution, Berlin und Han-
nover o. J. (1958).

einmütig auf der Seite des Sozialismus standen 
und bereit

54

 waren, die sozialistischen Errungen-
schaften gegen jeden konterrevolutionären An-
griff zu verteidigen ).

Die Hauptbedingung Kadars, nämlich die Be-
reitschaft zur Verteidigung der sozialistischen 
Nachkriegserrungenschaften, war also ausdrück-
lich akzeptiert worden 55). Aber diese Bedingung 
verschleierte nur die wirklichen Ziele, die die 
ungarische Satellitenregierung im Auftrage Mos-
kaus zu verfolgen hatte. Ihre Hauptaufgabe be-
stand darin, um mit der Regierungserklärung 
über die wichtigsten Aufga

56
ben vom 6. Januar 

1957 ) zu sprechen, „die verlogene Forderung 
nach .Demokratie und Freiheit’ “ zum Verstum-
men zu bringen. Und wenn es in der zitierten 
Regierungserklärung weiter heißt: „Zu dieser 
Frage haben wir klar und unzweideutig erklärt; 
In Ungarn besteht die Diktatur des Proleta-
riats“, so kommentiert dieser Satz am besten, 
welche Vorstellungen sich für das Regime mit 
der Formel von der Verteidigung der „Errungen-
schaften der sozialistischen Revolution", der 
„Errungenschaften der vergangenen zwölf Jah-
re“ oder der „seit der Befreiung erreichten so-
zialistischen Errungenschaften“ verknüpften.

54) UNO S. 205.
55) Vgl. auch UNO S. 207.
56) Veröffentlicht in „Pravda" vom 2. 1. 1957 (Er-

klärung der Ungarischen Revolutionären Arbeiter-
und Bauernregierung über die wichtigsten Aufga-
ben); deutsch in: „Aus der Presse der Sowjet-
union", Beilage „Die Länder der Volksdemokratie", 
Jg. 1957, S. 153 ff.

58) Zitiert nach UNO S. 199 ff.

59) Edda Werfel, Do towarzyszy z bratnich partii 
(An die Genossen der Bruderparteien), in: Prze-
glad kulturalny", Jg. 1956, Nr. 44; deutsch in: „Ost-
Probleme", Jg. 1956, S. 1720 ff.

60) Der Aufstand begann am Morgen des 28. 
Juni 1956 mit einer Demonstration der Arbeiter 
der Lokomotivfabrik Cegielski (heute Stalinwerke) 
gegen die herrschenden Arbeits- und Lebensbe-
dingungen. Die-Bevölkerung schloß sich den de-
monstrierenden Arbeitern rasch an. Am frühen 
Nachmittag kam es zu Schießereien, die in den 
Abendstunden des gleichen Tages ihren Höhepunkt 
erreichten, und am Morgen des folgenden Tages 
teilweise wieder auflebten. Am Abend des 29. Juni 
war die Regierung soweit wieder Herr der Lage, 
als Ruhe in der Stadt herrschte. Armee und Polizei 
hatten sich bei der Verteidigung der von den Auf-
ständischen aufgegriffenen Objekte als wenig zu-
verlässig erwiesen Lediglich die bewaffnete Ge-
heimpolizei, von außen herbeigeholten Truppen 
der Armee und teilweise auch der Luftwaffe folg-
ten dem Schießbefehl ohne Zögern. Die Anzahl der 
Toten betrug rund 50, die der Verwundeten über 
300. Mehr als 1 000 Personen wurden verhaftet, die 
meisten jedoch bald wieder entlassen. Der Auf-
stand war für die oppositionellen Kräfte der In-
telligenz inner- und außerhalb der Partei, die sich 
schon seit dem Tode Stalins zunehmend geregt 
hatten, das Signal zum „Polnischen Oktober". Un-
ter diesem Namen versteht man in Polen heute die 
Oppositionsbewegung, die schließlich zu den War-
schauer Unruhen vom Oktober 1956 und den an-
schließenden Umwälzungen führte. Die Regierung 
lenkte unter dem Druck der Opposition, die die 
öffentliche Meinung hinter sich hatte, bald ein. 
Die im Oktober ausgesprochenen Urteile gegen 
einzelne Aufständische von Posen ahndeten nur 
Gewalttaten. Der Prozeß wurde objektiv geführt 
und brachte deutlich zum Ausdruck, daß das Re-
gime selbst die Schuld für den Ausbruch des Auf-
standes traf.

totalen Regimes
gimes in dialektischer Verdrehung der Tatsachen 
mit den Interessen der Arbeiterklasse gleichge-
setzt. In diesem Sinne sind die folgenden Aus-
führungen, die Kadar im Mai 1957 in der un-
garischen Nationalversammlung machte, als eine 
geradezu klassische Definition der Merkmale 
einer proletarischen Diktatur nach sowjetischem 
Vorbild zu werten:

„Meiner Meinung nach ist es nicht die Auf-
gabe der Führung, die Wünsche und den Willen 
der Massen zu erfüllen... Meiner Meinung nach 
ist es die Aufgabe der Führung, das Interesse 
der Massen in die Tat umzusetzen ... In der 
jüngsten Vergangenheit
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 ist uns das Phäno-
men begegnet, daß gewisse Kategorien von Ar-
beitern gegen ihre eigenen Interessen handelten. 
In diesem Falle ist es die Pflicht des Führers, 
das Interesse der Massen zu vertreten und nicht 
mechanisch ihre falschen Ideen auszuführen. 
Wenn der Wunsch der Massen nicht mit dem 
Fortschritt übereinstimmt, muß man die Mas-
sen in eine andere Richtung lenken." )

in Polen
tigung der Freiheit im Namen des „Fortschritts“ 
beantwortete, so zeigt sich vor diesem Hinter-
grund besonders eindringlich, was demgegen-
über der Sieg der reformistischen Kräfte in Po-
len bedeutet.

Die Feststellung der polnischen Publizistin 
Edda Werfel, daß die Absage an den Stalinis-
mus „eine neue revolutionäre Errungenschaft 
unserer Partei in der Arbeiterbewegung“ 59 ) 
darstelle, wirft ein bezeichnendes Licht auf den 
Geist, in dem sich die Auseinandersetzungen in 
den Reihen der kritischen intellektuellen Vorhut 
der kommunistischen Partei Polens vollzogen. 
Diese Auseinandersetzungen dauerten, als Go-
mulka im Oktober 1956 an die Spitze der Pol-
nischen Vereinigten Arbeiterpartei gerufen 
wurde, schon über ein halbes Jahr an. Die Er-
gebnisse des XX. Parteitages der Kommunisti-
schen Partei der Sowjetunion hatten in Polen 
ein besonders nachhaltiges Echo gefu
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nden; und 
nachdem der Posener Aufstand vom Sommer 
1956 ) jeden Zweifel über die wirkliche Stim-
mung des Volkes beseitigt hatte, strebte die 
Diskussion ihrem Höhepunkt zu. Dabei wurde 
immer deutlicher, daß es nicht nur um eine Ver-
dammung der stalinistischen Entartungen, son-
dern um eine radikale Kritik an den grund-
legenden Prinzipien des sowjetisierten Kommu-
nismus ging. So heißt es in einem Ende 1956 
erschienenen Artikel des Journalisten Krzystof 
Wolicki:

„Man kann sich nicht vom Stalinismus los-
sagen, wenn man sich nicht gleichzeitig von ge-
wissen Illusionen freimacht, die er nicht allein 
im Hirn der Kommunisten, sondern aller Men-
schen heraufbeschworen hatte. Wir haben mehr 
als einen schmutzigen Kübel auf die .Agitation 
und Propaganda' jener Epoche ausgeschüttet, 
und das mit Recht. Ich befürchte aber, daß wir 
zumindest in einem Punkt ihre Wirksamkeit 
unterschätzt haben. Die sogenannte Schönfär-
berei der Wirklichkeit hatte nämlich einen tiefe-
ren Sinn als nur den, die Wahrheit zu verber-
gen. Jene verbrämte Wirklichkeit der Propa-
ganda, Literatur und ideologischen Schulung 



nahm nämlich nach und nach die Merkmale 
einer idealen Welt an, die unmittelbar zu ver-
wirklichen war. Einerseits hieß es, daß es jetzt 
schon so sei, wie es sein soll. Dies blieb freilich 
ohne Wirkung, da die lebendige Praxis des Men-
schen trotz allem immer stärker als die Propa-
ganda ist. Andererseits aber gebar jene Ver-
wechselung des .Seins' mit dem ,Seinsollenden' 
— eine Verwechslung, die es unmöglich machte, 
nach Wegen zu suchen, die zu dem Zustand, wie 
er faktisch .sein sollte', hinführen — ein reales 
sozialpsychologisches Phänomen: den Glauben 
an die Möglichkeit der sofortigen Verwirkli-
chung jenes .Seinsollenden' auf gewaltsame Art 
und Weise durch irgendeinen, aber einmaligen 
Coup oder durch ein Wunder. Man kann den 
Menschen nicht dauernd ungestraft von Idealen

Ein neues Verhältnis zur Wirklichkeit
Das Bemerkenswerteste an diesem Artikel ist 

das ernsthafte Bemühen um ein neues Verhält-
nis zur Wirklichkeit, das zugleich als neues Ver-
hältnis zum Menschen aufgefaßt sein will. In-
dem die Verwechslung des Seins mit dem Sein-
sollenden und die Rechtfertigung der gegenwär-
tigen Verhältnisse durch die ideologisch in die 
Gegenwart hineinprojizierte Zukunft ausdrück-
lieh zurückgewiesen werden, erhält die Gegen-
wart ihr eigenes Recht zurück, und „die leben-
dige Praxis des Menschen" in dieser seiner 
Gegenwart wird zum entscheidenden Kriterium 
sozialistisc
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hen Handelns und sozialistischer Poli-
tik. In jener „verbrämten Wirklichkeit der Pro-
paganda, Literatur und ideologischen Schulung" 
aber, die „die Merkmale einer idealen Welt“ 
angenommen habe, ist unschwer die verzerrte 
Wirklichkeit der sowjetkommunistischen Vul-
gärdialektik wiederzuerkennen, in der die Er-
rungenschaften das noch nicht Erreichte vorweg-
nehmen ).

Zwar sollte nicht verkannt werden, daß die 
sehr differenzierte polnische Entwicklung kaum 
auf einen eigentlichen Nenner zu bringen und 
ihr Ende noch nicht abzusehen ist. Schon weil 
der politische Kurs Gomulkas, der nicht nur 
Rückfällen in den als stalinistisch abgestem-
pelten sowjetkommunistischen „Konservatis-
mus“, sondern auch außenpolitisch gefährlichen 
Zugeständnissen an den betonten „Revisionis-
mus“ der avantgardistischen Intellektuellen in 
den Reihen seiner Partei aus dem Wege zu ge-
hen sucht, durch vielfache Rücksichten, beson-
ders auf die verzweifelte Wirtschaftslage des 
Landes und auf den übermächtigen sowjeti-
schen Nadibarn, beeinflußt wird, muß er in sich 
widerspruchsvoll erscheinen. Trotz aller Vorsicht 
jedoch, die bei der Beurteilung der polnischen 
Entwicklung geboten ist, schält sich das neue

62) Vgl. besonders oben S. 49 ff. 

predigen, die mit der Praxis in auffälliger Weise 
kollidieren.

Die Illusionen, von denen hier die Rede ist, 
haben eine kollossale Reichweite. In der Ideolo-
gie drücken sie sich durch den Verlust des histo-
rischen Denkvermögens aus. Viele Jahre hin-
durch haben wir uns und anderen einzureden 
versucht, daß wir sehr bald, sofort nach diesem 
einen Fünfjahrplan, ein Land der ewigen Glück-
seligkeiten sein würden . ..

Die Staatsräson unseres Landes, eines sozia-
listischen Landes, ist ein Werkzeug zur Reali-
sierung einer besseren Welt. D
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as ist sehr viel. 
Das ist sogar etwas ganz Sauberes, obwohl sie 
zum Ausgangspunkt keine hochtrabenden Worte, 
sondern die manchmal nicht gerade saubersten 
Realia der Welt von Anno Domini 1956 
nimmt." )

Verhältnis zur Wirklichkeit, das der oben zi-
tierte Artikel so eindrucksvoll demonstriert, als 
wesentlicher Zug der Gesamtbewegung heraus. 
Ein wichtiges Indiz dafür ist in der Sinnverän-
derung zu sehen, den der Begriff der Errungen-
schaften in Äußerungen polnischer Politiker und 
in polnischen Pressestimmen erfahren hat.

Wenn man auch an dem schnellen Aufstieg 
der polnischen Industrie in den letzten Jahren 
kaum Zweifel hegen könne, schrieb der Publi-
zist Jerzy Putrament im Oktober 1956, so seien 
doch „die Kosten dieses Aufstiegs ungleich 
höher gewesen als die Errunge
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nschaften", zumal 
das bisherige System nur unter bestimmten po-
litischen Voraussetzungen habe existieren kön-
nen, „z. B. nur mit Unterdrückung der Kritik 
und Polizeiterror, also unter den Voraussetzun-
gen eines Ausnahmezustandes, der in unserem 
Lande zu Stalins Zeiten herrschte." )  Gomulka 
selbst setzte sich um die gleiche Zeit in seiner 
großen Programmrede vor dem VIII. Plenum des 
Zentralkomitees der Polnischen Vereinigten Ar-
beiter-Partei 64), in der er es begrüßte, daß nach 
dem XX. Parteitag der KPdSU die „stummen 
versklavten Gemüter“ in Polen begonnen hät-
ten, „das Gift der Lüge, Falschheit und Heuche-
lei auszuscheiden", mit den „bisherigen Errun-
genschaften" auseinander. Es stehe ihm fern, er-
klärte er, „die Errungenschaften unseres Landes 
in irgendeiner Weise schmälern zu wollen", 
doch halte er es für nötig, „die Entwicklung 
unserer wirtschaftlichen Errungenschaften im 
letzten Sechsjahrplan einer Prüfung zu unter-
ziehen“. Im einzelnen stellte Gomulka u. a. die 
Frage, ob man wohl die Errichtung einer neuen 

61) Krzysztof Wolicki, Kommunizm i raeja stanu 
(Kommunismus und Staatsraison), in: „Przeglad kul-
turalny“, Jg. 1956, Nr. 49, deutsch in: „Ost-Pro-
bleme“, Jg. 1957, S. 46 ff.

63) J. Putrament, Sedno Sprawy, (Der Kern des 
Problems), in: „Zycie Warszawy“ vom 19. 10. 1956; 
deutsch in: „Ost-Probleme“, Jg. 1956, S. 1584 f.

64) „Trybuna Ludu“ vom 21. Oktober 1956; 
deutsch in: „Ost-Probleme“, Jg. 1956, S. 1553 ff.

65) „Trybuna Ludu“ vom 26. 10 1957; nach „Hin-
ter dem Eisernen Vorhang“ (München), Jg. 1958, 
Heft 4, S. 31.

Autofabrik, die „bei übermäßig hohen Produkti-
onskosten eine verschwindend kleine Anzahl 
von Kraftwagen eines veralteten Typs herstellt, 
die viel Brennstoff fressen und die heute kein 
Mensch mehr produziert", „als Errungenschaft 
und als Erhöhung der Produktionskapazität un-
serer Industrie" bezeichnen könne.

In beiden Fällen, bei Gomulka wie bei Pu-
trament, hat der Begriff der Errungenschaften 
den zentralen Ort verloren, den er im Koordi-
natensystem der Sowjetideologie noch heute be-
ansprucht. Er tritt uns vielmehr in einer ent-
sowjetisierten und damit weitgehend entideolo-
gisierten Form entgegen. Daß auch Gomulka 
ihn keineswegs zufällig in dieser Weise verwen-
det, zeigt beispielsweise die Rede, die er ein 
Jahr später, Ende Oktober 1957, vor dem X. 
Plenum des Zentralkomitees hielt 65 ). Wenn er 
feststellt, daß ein beträchtlicher Teil der Arbei-
ter durch ihre berechtigte Enttäuschung dazu 
gebracht worden sei, „selbst die großen wirt-
schaftlichen Errungenschaften des Planes zu 
übersehen“, so geht zwar daraus hervor, daß 
er diese Errungenschaften, also vornehmlich die 
Erhöhung der polnischen Produktionskapazität 
in der Periode des Sechsjahrplans ab 1950, als 
entscheidende Schritte auf dem Wege der pol-
nischen Wirtschaftsentwicklung und als Bau-
steine des Sozialismus gewertet sehen will; aber 
nicht minder deutlich wird es, daß er ihnen nicht 
die absolute Beweiskraft beilegt, die sie in der 
sowjetischen Vulgärdialektik scheinbar haben: 
als Garantie für die Erreichung des kommu-
nistischen Endziels, als Rechtfertigung des Poli-
zeiterrors, als undiskutierbarer Beweis für die 
Richtigkeit der Generallinie und für die angeb-
liche Einheit von Theorie und Praxis. Darf man 
Gomulkas eigenen Worten glauben, so erläutert 
die gleiche Rede, daß er eine andere Vorstel-
lung von den Methoden hat, mit denen diese 
Einheit herzustellen ist: Trotz der beträchtlich 
gestiegenen Reallöhne, heißt es dort, sei es dem 
Regime nicht gelungen, den Bedürfnissen eines 
großen Teils der polnischen Arbeiter gerecht zu 
werden; aber „heute haben wir das volle Recht 
zu behaupten, daß unsere Taten unseren Worten 
entsprechen“.

Wie verschieden die Erneuerungsbewegung in 
Polen, die sich, wenn auch mit mancherlei Kom-
promissen und Konzessionen, bisher zu behaup-
ten vermochte, und die blutig niedergeschlagene 
und mit den Mitteln des Polizeistaates schließ-
lich zum Verstummen gebrachte ungarische Be-
wegung auch verliefen, so ähnlich waren ihre 
Voraussetzungen gewesen. Beide waren nach 
dem XX. Parteitag aus der kommunistischen 
Partei selbst erwachsen, um im Herbst 1956 
ihren Höhepunkt zu erreichen. In Polen wie in 
Ungarn verband sich das Ringen um nationale 
Unabhängigkeit und ein größeres Maß innerer 
demokratischer Freiheit mit dem intellektuellen



Bemühen, das erstarrte Lehrgebäude des Kom-
munismus sowjetischer Prägung unbefangen neu 
zu durchdenken und auf seine Tragfähigkeit zu 
prüfen. Und hier wie dort fand sich die Kritik 
der Intellektuellen mit dem Widerstand der 
Arbeiterklasse gegen ein verhaßtes, ausbeute-
risches System. So schienen Polen und Ungarn 
zu Kristallisationszentren einer Emanzipations-
bewegung im „sozialistischen Lager“ zu werden, 
die alle oppositionellen Unterströmungen in den 

Staatsparteien der übrigen Satellitenländer er-
mutigen mußte. Daher ist es nur zu gut zu ver-
stehen, daß bereits die Rüdekehr Gomulkas in 
die Führung der polnischen kommunistischen 
Partei in Moskau alarmierend wirkte und daß 
sich die sowjetischen Machthaber wenige Tage 
später, als es in Ungarn zur offenen Revolte 
kam und die Ereignisse sich überstürzten, mit 
der Gefahr eines plötzlichen Auseinanderbre-
chens des europäischen Satellitenreiches kon-

frontiert glaubten. Aus dieser Lage entsprang 
der Entschluß zur Intervention in Ungarn, die 
wiederum nur den Auftakt zu einer gesteuerten 
restaurativen Gegenbewegung im gesamten Ost-
blöde gab, in deren Dienst sich die linientreuen 
Statthalter und Spitzenfunktionäre um so lieber 
stellten, als die Ausstrahlung der polnischen und 
ungarischen Vorgänge ihre eigene Machtstellung 
unmittelbar bedrohte.

Die Haltung der Satellitenparteien
Nachdem oben geschildert worden ist, daß so-

wohl von den Sowjets als auch von Kadar die 
Intervention und die Unterdrückung der revo-
lutionären Kräfte in Ungarn mit dem immer 
wiederkehrenden Hinweis auf die bedrohten 
Errungenschaften gerechtfertigt wurden, ver-
wundert es nicht, daß das gleiche Argument 
auch als Leitmotiv für die ideologische Begleit-
musik zu dem umfassenderen Restaurationspro-
zeß im sowjetischen Machtbereich lieferte, in den 
sich die innerungarische Entwicklung unter dem 
Kadar-Regime einordnet. So steht der Begriff 
der Errungenschaften inmitten des Ringens zwi-
schen den emanzipatorischen und den restau-
rativen Tendenzen im kommunistischen Lager. 
Vor allem von der ungarischen revolutionären 
Bewegung, die bewußt an die Traditionen der 
Freiheitskämpfe von 1848/49 anknüpfte und 
für die die sowjetische militärische Intervention 
des Jahres 1956 in einer Linie mit dem dama-
ligen Eingreifen der Armee des Zaren stand, 
war der ursprüngliche freiheitliche Inhalt dieses 
Begriffes wieder belebt worden, während die 
polnische Entwicklung bemerkenswerte Ansätze 
dazu zeitigte, ihn in einer für den kommu-
nistischen Sprachgebrauch ungewohnt sachlichen 
Weise zu verwenden und ihn dadurch aus seiner 
ideologischen Überhöhung und Erstarrung zu 
lösen. Als ideologische Waffe der Restauration 
hingegen erwuchs dem orthodoxen sowjetkom-
munistischen Errungenschaftsbegriff gerade die 
Aufgabe, von den tatsächlichen sachlichen Gege-
benheiten abzulenken, sie zu verzerren und zu 
verschleiern, um um so besser die Begründung 
für die Diskriminierung und Verdammung aller 
freiheitlichen Bestrebungen liefern zu können. 
In dieser Funktion beherrschte er auch die 
Stellungnahmen der Satellitenparteien zu den 
ungarischen und polnischen Ereignissen; und 
er drängte sich bezeichnenderweise überall dort 
besonders stark in den Vordergrund der Agi-
tation, wo die Ansteckungsgefahr am meisten 
zu fürchten war. Als Beispiel dafür sei hier eine 
Rede angeführt, die der Erste Sekretär des Zen-
tralkomitees der Rumänischen Arbeiterpartei, 
Gheorghe Gheorghiu-Dej, in Tirgu Mures, dem 
Zentrum des Ungarischen Autonomen Gebiets 
in der rumänischen Volksrepublik, vor einer Ge-

bietsparteikonferenz hielt 66) und in der er die 
Bedrohung der „sozialistischen Errungenschaf-
ten" in Ungarn durch „offenkundige Fa-
schisten“ usw. bis zum Überdruß strapazierte. 
Gefährlicher noch als die faschistischen, imperia-
listischen und aristokratischen Elemente, denen 
er zu Unrecht einen entscheidenden Einfluß auf 
die ungarische Entwicklung zuschrieb, erschie-
nen ihm jedoch offenbar die ungarischen kom-
munistischen Intellektuellen, die das Verbrechen 
begangen hatten, sich mit dem Freiheitssehnen

Loblied auf die Diktatur
Wenn auch dieser Passus schon unmißver-

ständlich genug zeigt, wo ihn selbst der Schuh 
drückte, so hielt er es doch für notwendig, noch 
deutlicher zu werden, als er auf die geplanten 
„Maßnahmen zur weiteren Demokratisierung 
unserer Staatsmacht" zu sprechen kam:

„Doch wir können uns nie und nimmer mit 
einer solchen .Liberalisierung' einverstanden er-
klären, die den Feinden der Werktätigen die 
Freiheit läßt, Schläge gegen die sozialistischen 
Errungenschaften des Volkes zu führen. Die 
Stärke und Festigkeit der volksdemokratischen 
Ordnung ergibt sich aus der Tatsache, daß diese 
Ordnung eine der Formen der Diktatur des 
Proletariats verkörpert ... Die Diktatur des 
Proletariats — das ist das Wichtigste im Leni-
nismus, das ist die wichtigste Errungenschaft 
der Werktätigen in den sozialistischen Ländern, 
die Garantie für den Aufbau des Sozialismus.“

Wer würde Gheorghui-Dej nach diesen er-
müdenden Deklamationen nicht Glauben schen-
ken, wenn er mit Genugtuung feststellt, die ru-
mänische Arbeiterklasse, „die führende Klasse 
in der volksdemokratischen Ordnung" (deren 
größte Errungenschaft also in der Unterordnung 
unter die in ihrem Namen ausgeübte Dikta-
tur besteht), habe gleich zu Anfang begriffen, 
„daß in Ungarn die sozialistischen Errungen-
schaften der Werktätigen bedroht wurden", 
und bewiesen, daß sie „unerschütterlich und

66) „Pravda" vom 24. 12. 1956 (Narodno-demo-
kraticeskidi stroj — velikoje zavoevanie trud-
jaichsja; Der volksdemokratische Aufbau — eine 
große Errungenschaft der Werktätigen); deutsch in: 
„Aus der Presse der Sowjetunion", Beilage „Die 
Länder der Volksdemokratie", Jg. 1957, S. 61 ff. — 
Gheorghiu-Dej zitiert in dieser Rede 13 mal die 
Errungenschaften des sozialistischen Aufbaus (im 
russischen Text stets mit „zavoevanie" wiederge-
geben).

des ungarischen Volkes und der ungarischen 
Arbeiter zu identifizieren:

„Besonderes Unheil", so betonte er, „richte-
ten diese Intellektuellenkreise durch die Erbitte-
rung an, mit der sie unter der Losung der .Frei-
heit' und der .Demokratie' die Errungenschaf-
ten“ der Volksmacht verleumdeten, die Partei 
und die revolutionären Errungenschaften der 
Massen schmähten und in Mißkredit zu brin-
gen versuchten.“ 

kämpferisch um die Partei zusammengeshlos-
sen“ sei?

Auf der gleichen Linie liegt auch die angeb-
liche Sorge der SED um die „revolutionären so-
zialistischen Errungenschaften der polnischen 
Arbeiterklasse“ 67) und der Applaus, mit dem 
sie die Sowjetunion für die Niederwerfung der 
ungarischen Revolution bedachte. Erklärte doch 
das Zentralkomitee am 6. 11. 1956 in einer 
Entschließung, daß es sich „in Ehrfurcht vor den 
Helden des Sozialismus“ verneige, die in Un-
garn für den Schutz der „Errungenschaften des 
Volkes“ gefallen seien °8). Das wichtigste Zeug-
nis aber für die Folgerungen, die von der Ein-
heitspartei aus den Vorgängen in Polen und 
Ungarn gezogen wurden, ist der von Schirde-
wan 69) Mitte November 1956 erstattete Bericht

67) So Hermann Axen in seiner Stellungnahme 
zu dem in Anm. 59 zitierten Artikel der polnischen 
Journalistin Edda Werfel; vgl. „Neues Deutsch-
land" vom 27. 11. 1956 (Gegen die Verfälschung 
des Marxismus-Leninismus und Tendenzen der 
Spaltung der Arbeiterbewegung).

68) „Neues Deutschland“ vom 6. 11. 1956 (Brü-
derlich verbunden auf Friedenswacht, Erklärung 
des Zentralkomitees der SED zum Sieg der un-
garischen Werktätigen über die Konterrevolution). 
Entsprechend auch W. Pieck in einem Telegramm 
an Kadar vom 4. 11. 1956 (laut „Radio DDR", 
4. 11. 1956, 22.40 Uhr).

69) Die Ironie des Schicksals ließ Schirdewan im 
Februar 1958 über die gleichen Vorwürfe stürzen, 
die er im November 1956 den Polen gemacht hatte. 
Er wurde aus seinen Partei- und Regierungsämtern 
verdrängt und ist heute in der Archivverwaltung 
tätig. Ulbricht sagte darüber auf dem V. Parteitag 
der SED im Juli 1958: „Die Gruppe Schirdewan 
wollte das Schiff der Partei auf einen falschen Kurs 
bringen. Dazu wandte sie fraktionelle Methoden 
an. Dank der marxistisch-leninistischen Einheit der 
Partei konnte eine ernste Gefahr abgewendet 
werden. Die Genossen Schirdewan, Wollweber, Zil-
ler, Oelßner und Selbmann haben die opportunisti-
schen Schwankungen widergespiegelt, die bei sol-
chen Genossen auftraten, die nicht genügend mit 
der Arbeiterklasse verbunden waren, die glaubten, 
durch das Abbremsen des sozialistischen Aufbaus 
bestimmte Schwierigkeiten vermeiden zu können 
. . .". Vgl. „Neues Deutschland" vom 12. 7. 1958. 



des Politbüros auf der 29. Tagung des Zentral-
komitees70 ), der die SED als nur allzu williges 
Werkzeug der Restauration erweist. So wider-
strebend sich das Ulbricht-Regime, das die mo-
ralische Niederlage des 17. Juni 1953 keines-
wegs überwunden hatte und sich keiner Täu-
schung über seine innere Schwäche hingeben 
durfte, mit den ihm gefährlich erscheinenden 
Beschlüssen des XX. Parteitags der KPdSU ab-
gefunden hatte, so sehr beeilte es sich jetzt, sich 
einmal mehr als Musterschüler der Sowjetunion 
hervorzutun. Der Bericht Schirdewans spiegelt 
die tiefe Abneigung der maßgebenden Partei-
instanzen vor den liberalen Methoden der „pol-
nischen Freunde“ und ihre Furcht vor den 
sprengkräftigen Argumenten der polnischen und 

70) »Neues Deutschland" vom 28. 11. 1956 (Aus-
züge aus dem Bericht des Politbüros auf der 29. 
Tagung des ZK der SED. Berichterstatter Genosse 
Karl Schirdewan, Mitglied des Politbüros).

Die Veröffentlichung erfolgt mit freundlicher 
Genehmigung des Ilmgauverlages Pfaffenhofen und 
München.

ungarischen Intellektuellen, die als Entartungs-
erscheinungen im kommunistischen Lager ge-
kennzeichnet werden:

„Diese Entartung wird natürlich nicht grob 
vor sich gehen, und sie ging auch in gewissen 
Ländern zunächst nicht grob vor sich. Sie kommt, 
wie man so sagt, auf Taubenfüßen. Sie beginnt 
nicht mit dem groben Angriff auf die Grund-
sätze des Marxismus-Leninismus, sondern mit 
der Diskussion über die Taktik, über die De-
mokratisierung, über die Methoden und For-
men.“

Demgegenüber wird der Vorsatz der SED be-
tont, „keinen Jota von den Grundsätzen des 
Marxismus-Leninismus“ abzuweichen. Dieser 
Vorsatz bedeutet für die Führer der Einheits-
partei zugleich „die Pflicht, allen Erscheinungen 
der Liberalisierung im bürgerlichen Sinne, der 
Einschränkung der sozialistischen Perspektive, 
entschieden entgegenzutreten". „Dabei", fährt 
Schirdewan fort, müssen wir die Arbeit zur 
Festigung der Justiz- und der Staatssicherheits-

organe als wichtige Staatsinstrumente des Schut-
zes der demokratischen Rechte und der Errun-
genschaften der Arbeiterklasse und aller Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik bes-
sern.“

Womit gezeigt wäre, daß sich der mittel-
deutsche SED-Staat 1956 so wenig wie 1953 
auf die Anziehungskraft seiner Errungenschaften 
verlassen konnte und daß der Hauptfeind nach 
wie vor für ihn im eigenen Lande stand.
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